e a ern, zu einem neuen such zur DDR- mweltewegung. 
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Editorial 
Wegen des Editorials im letzten Heft gab es Arger. Viele meinten, wir hätten den Autonomenkongreß 
falsch beurteilt, hätten, weil wir uns nur auf Zeitungsnachrichten und Erlebnisberichte gestützt haben 
| und nicht selbst da waren, auch gar nicht das Recht zu urteilen. Das mag sein, aber da jeder von den 
we Redakteuren anderweitige wichtige Termine hatte, wäre es wieder mal darauf angekommen, daß sich 
‚jemand findet, der einen Artikel schreibt. Das klappte wie so oft nicht; und auch für dieses Heft, als 
uns ein Mitglied der Vorbereitungsgruppe einen korrigierenden Artikel zugesagt hatte, hieß es am 
Ende “hab ich nicht auf die Reihe gekriegt”. Nichtkommerzielle linke Presse kann eben nur so gut 
sein, wie die Leute, die mitarbeiten, den Rest müssen, so gut es geht, die Redakteure ausgleichen. 
Diesmal haben wir beim Kastor-Thema eine Pleite erlebt. Ein fest zugesagter Artikel kam nicht und 
ließ sich dann auch nicht ersetzen. 
In diesem Heft gibt es ziemlich viel aus unserem eigenen Stadtviertel in Berlin, nicht, weil 

'wir hier wohnen und arbeiten, sondern weil sich tatsächlich dies und jenes Interessante zugetragen 
hat. Leider haben wir zur Michael Meinickes Artikel über Sibiu/Hermannstadt infolge einer Panne 
.... keine Bilder. Ansonsten werdet Ihr ja selbst sehen. 
| Wir hören, daß trotz schicker neuester Computerverfahren immer noch Pannen bei der 
"Abrechnung des “telegraph” passieren. Wir sind halt nur ein paar Männicken und nur gezwungener- 
“maßen und widerwillig mit diesen Rechnungs- und sonstigen Bürokratiesachen befaßt. Wäre schön, 
wenn Ihr bei einem Fehler Laut gebt, statt einfach beleidigt zu sein. Persönlich sind solche Dinge 
“| bestimmt nicht gemeint. Ab einer gewissen Menge verwandeln sich persönliche Daten in etwas völlig 
Anonymes und Graues, das nichts mehr mit Leuten zu tun hat, lange Zeilen von Buchstaben und 
Zahlen und schon ein falsches Zeichen führt zu katastropalen Folgen. 


Aber statt von öden Zahlen, sollten wir lieber vom schönen Sommer reden, der uns alle 
| Redaktion “telegraph” 
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vemann-Archiv, S. 13, 14, 28, 31, 35, 36 und 39: 


| Archiv BasisDruck-Verlag, S. 46 anonyme Karrikatur aus Indonesien 


| Bildübersicht: S. 4 und 8: Foto Rolf Walter/Ha 


Feuer und Wasser 
Augenzeugenbericht über die elementare Walpurgisnacht am 
30. Mai auf dem Ostberliner Kollwitzplatz 


Wir kamen gerade vom Straßenfest in der Kreut- 
ziger Straße, um uns am Walpurgisnacht-Feuer 
zu wärmen, als ein Bekannter samt Fahrrad 
unseren Weg kreuzte und rief: “Eh, der Kolli wird 
gerade geräumt!” “Wieso das denn?” “Keine 
Ahnung.” Auf Grund mangelnder allgemeiner 
Begeisterung begab ich mich allein zum Ort des 
Geschehens, traf unterwegs aber viele Leute. 
Uns erwartete ein komisches Bild. Geöffnete 
Cafes, begehbare Straßen, Kietz-Touristen und 
sich verziehende Teilnehmer des Lagerfeuers, 
die mit so etwas nicht gerechnet hatten und mit- 
tendrin eine Straßenschlacht mit allen Schikanen. 
Wasserwerfer, Gas und Knüppel auf Seiten der 
Heckelmann*-Garde, die mutmaßlich um ihr Bud- 
get und ihre Ausrüstung kämpfte, Barrikaden und 
Wurfgeschosse auf Seiten der Frustrierten. Da 


das Viertel auf Grund der vielen Passanten nicht 
vollständig abgesperrt werden konnte und die 
Hinterhöfe fantastische Möglichkeiten boten, 
wurde die Geschichte nicht unter Kontrolle 
gebracht. Es gab definitiv Verhaftungen und teils 
schwere Verletzungen, letztere auf beiden Sei- 
ten. Die Stimmung war die: Menschen aller Cou- 
leur wollten ein Fest feiern, noch dazu eins mit 
Tradition, und wurden daran mit allen Mitteln 
gehindert - das Prenzlauer Berg-Faß wurde zum 
Überlaufen gebracht, mit Mitteln, die nicht ver- 
hältnismäßig waren. Ein “ND”-Kommentator, der 
schreibt, “... Die Autonomen ließen sich wieder- 
um provozieren und tappten in die Falle ...”, 
macht es sich da entschieden zu einfach - warum 
sollte staatliche Schikane stillschweigend hinge- 
nommen werden. Dies war auch die Meinung der 
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“unbeteiligten” Beobachtenden, niemand konnte 
irgendeinen Sinn in der Polizeiaktion sehen, die 
offiziell zwecks Brandschutz und Grünflächen- 
‘schutz eingeleitet wurde. Viele waren ratlos 
wütend, viele vermuteten eine Zermürbungstak- 
tik des Innensenators in Hinsicht auf den 1. Mai 
und einige konnten ihre’ leere Bierflasche ein- 
fach nicht länger in der Hand behalten. 

Um zum Schluß zu kommen: Die 
Walpurgisnacht am Kollwitzplatz war. eine 
adrennalinsteigernde Angelegenheit, die große 


Wellen schlug, ein Schlagabtausch, der teilweise 
den Eindruck einer beidseitigen Trainingsveran- 
staltung machte, die Zerstörung eines friedlichen 
Festes auf Kosten von stundenlanger Gewalt. 
Wem das alles genützt hat, war für mich nicht zu 


erkennen, doch befürworte ich den massiven 
Widerstand. Der Augenzeuge 


* Heckelmann: bekannt rechtslastiger Innensena- 
tor Berlins, auch als Sollbruchstelle der großen 
Koalition bezeichnet. 


Die Hauptstadt wieder mal gerettet 
Polizisten schlugen am 30. Mai in Ostberlin ein 
friedliche Fest zusammen 


Um es vorweg zu sagen: Ich war nicht dabei bei 
der Polizeischlacht in der Nacht vom 30. April 
zum 1. Mai auf dem Ostberliner Kollwitzplatz und 
kann deshalb nicht mit authentischen und beson- 
deres gruseligen Details dienen. Es soll im Fol- 
genden mehr um die Hintergründe und Perspek- 
tiven des Debakels gehen. Die Walpurgisnacht, 
zum ersten Mal 1990 auf dem Kollwitzplatz gefei- 
ert, ist zunächst ein Fest für Frauen. Aber es ist 
richtig, daß seit Jahren auch Männer zuschauen 
und teilnehmen. Die Vorbereitungsgruppe aus 
Mitgliedern örtlicher Initiativen wollte 1993 das 
Fest nicht mehr ausrichten, weil zu viele Leute 
kamen und “das Fest nicht mehr zu beherrschen 
war” (so Niels Kirchner von der örtlichen Initiative 
Netzwerk Spielkultur). Aber zur allgemeinen: Ver- 
blüffung sammelten sich dennoch viele Leute 
und das Fest lief selbstorganisiert ab. Ebenso im 
folgenden Jahr. Nicht einmal allzu große Folge- 
schäden waren zu beklagen. Die Rasenfläche 
um das Käthe Kollwitz-Denkmal war ohnehin 
nicht im besten Zustand und es war noch kein 
Geld da für das, was man sich im Bezirksamt 
Prenzlauer Berg unter “Sanierung” vorstellt. Aber 
dazu später. 
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Auch dieses Jahr sammelten sich nach 
der großen Frauen- und Lesbendemo um 20 Uhr 
immer mehr Leute auf dem Kollwitzplatz. Gegen 
22.00 waren es 2- bis 4.000, die den beiden 
Feuern und tanzenden und springenden Hexen- 
paaren zusahen, keineswegs Randalierer, son- 
dern Kiezbewohner und das Westberliner Jup- . 
piepublikum, das seit einigen Jahren die Gegend 
um den Kollwitzplatz für besonders schick hält. 
Gegen 22.30 griff die Polizei ein, weil sie die 
Feuer für zu hoch hielt. Nachdem sich die Beam- 
ten mit der Aufforderung, die Feuer zu löschen, 
nicht durchsetzen konnten, eskortierten sie eine 
Feuerwehr zum Geschehen. An dieser Stelle 
kam es nun zu einer entsetzlichen Untat: Der 
Schlauch der Feuerwehr wurde durchgeschnit- 
ten. Flugs rief Einsatzleiter Kossak von der 
Schönhauser Straße 20, der fand, daß die Situa- 
tion eskaliere und die innere Sicherheit gefährdet 
sei, Kollegen zu Hilfe. Die kamen aus Charlotten- 
burg (nach anderen Angaben aus Schöneberg) 
und räumten mit Knüppeln, Tränengas und Was- 
serwerfern auf. Da blieb kein Auge trocken und 
falsche Rücksichten konnten auch nicht genom- 
men werden, beispielsweise auf den Rollstuhl- 


fahrer, der vom Wasserwerfer einfach umgepu- 
stet wurde. “Rund 2000 Chaoten”, hieß es dann 
im Polizeibericht, hätten sich mit der Polizei 
geprügelt. Das sonst ganz besonders dümmliche 
Boulevardblatt “Berliner Kurier” stellte am 2. Mai 
eine ausnahmsweise interessante Frage an den 
CDU-Sicherheitsexperten Dieter Hapel: Laut Ver- 
- fassungsschutz gibt es doch nur 1.200 Autono- 
me? Wo kommen denn die übrigen her? Hapel 
wußte natürlich die Antwort: “Sympathisanten 
aus den umliegenden Szenekneipen und besetz- 
ten Häusern.” Und geheimnisvoll fügte er hinzu: 
“Ungewohnt ist die hohe und plötzliche Brutalität, 
vielleicht eine neue Strategie der Straßengewalt!” 
Natürlich, es steht seit langem fest, daß es eine 
internationale Verschwörung der Zivilisten gegen 
die Uniformierten gibt. 

Die Zahl der verletzten Polizisten 
wurde natürlich sofort aller Welt bekannt 
gemacht. Von angeblich 72 verletzten Polizisten 
‚mußten sechs ins Krankenhaus. 36 Festteilneh- 
mer wurden wegen schweren Landfriedensbruch, 
Sachbeschädigung und Widerstand festgenom- 
men, mindestens zwei davon sind in Haft. Laut 
Rechtsanwalt Ratzmann sind auf Seite der Nicht- 
polizisten bisher 150 Verletzte bekannt, darunter 
einige schwere. 

Nachdem die “hauptstädtischen Zeitun- 
gen”, darunter die alternative “taz” am 2. Mai uni- 
sono ihr Entsetzen über verrohte Jugendliche 
geäußert hatten, 21 Anwohner sich in einem 
Offenen Brief über den ständigen Lärm auf dem 
Kollwitzplatz beschwert hatten und der Berliner 
Innensenator Heckelmann sich über einen 
großen Sieg der Staatsmacht freute, war erst 
eine Woche später durch den erwähnten Revier- 
vorsteher Kossak Genaueres über die Hinter- 
gründe zu erfahren. Der Polizeieinsatz, äußerte 
er gegenüber Conny Kirchgeorg und Stefan ... 
sei erfolgt, weil das Bezirksamt Prenzlauer Berg 
um die Hilfe der Polizei gebeten hätte. Daß die 
Charlottenburger Polizei, die er angefordert habe, 
so fürchterlich gewütet habe, bedaure er selbst. 


Er sei an dem bisherigen harmonischen Verhält 
nis zu den Bürgern interessiert und biete weitere 
Versöhnungsgespräche an. | 

Nun erst kam es auf einer Sondersit 
zung der Bezirksversammlung heraus: Nicht nu: 
Bezirksbürgermeister Dennert hatte die Polize 
gebeten, am 30. Mai ein Auge auf die Grünanla 
gen zu haben, auch Niels Kirchner (siehe oben 
machte sich angesichts der nahenden Walpur 
gisnacht Sorgen um die neu eingeweihten Grün- 
anlagen und sprach mit dem Leiter des örtlicher 
Gartenamtes Krause. Dieser hatte nichts Eilige- 
res zu tun, als die Polizei um Schutz und Hilfe 
für die frisch geweihten Rasenflächen zu bitten 
Die waren nämlich erst am 8. April an der 
Umweltstadtrat Frank von Olszewski (CDU) 
übergeben worder:. 

Olszewski, der für die “Sanierung” des 
Kollwitzplatzes verantwortlich ist, aber am 30. 
April in Amerika war und daher scheinbar das 
beste Alibi hat, meinte auf die Frage des “tele- 
graph”, ob das Fest nicht vorherzusehen war 
und warum man denn nicht wenigstens eine 
Feuerstelle eingeplant habe: “Wir haben nichts 
vorhergesehen, wir hatten keine Veranstalter. 
Das kann man vorher nicht wissen, hinterher ist 
man immer schlauer. Ein spontanes Fest ist 
nicht vorauszusehen.” Nach durchweg entschul- 
digenden und peinlich berührten Aussagen von 
Mitarbeitern des Bezirksamtes und einem beson- 
ders schuldbewußten Niels Kirchner stieß ich 
hier zum ersten Mal auf einen abgehärteten 
zynischen Profi: “Da stand schon eine Menge in 
den Zeitungen, das ist für uns abgehakt!” Wenn 
jemand bewußt den Konflikt am 30. April auf 
dem Kollwitzplatz in Kauf genommen oder sogar 
vorbereitet hat, ist es Olszewski. Gegenüber der 
“Berliner Zeitung” erklärte er dann übrigens, er 
erwäge, eine Schadensersatzklage gegen. die 
Randalierer zu erheben. Der Schaden, so das 
das Gartenamt, belaufe sich auf mindesten 
10.000 DM. 

Zu dem besonders brutal abgelaufe- 
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Wurfsendung in alle Briefkästen um den Ostberliner Kollwitzplatz und Umgebung 
Liebe Anwohnerinnen und Anwohner vom Kollwitzplatz, lieber Prenzlauer Berger! 

In jedem Jahr kommen seit 1990 in der Nacht zum 1. Mai zahlreiche Frauen, Männer und Kinder 
zur Walpurgisfeier auf dem Kollwitzplatz zusammen. Es wird gesungen, getrunken getrommelt, und 
um die Feuer getanzt. So war es auch in diesem Jahr. 


Liebe Anwohnerinnen und Anwohner! 
|Wie Sie vielleicht selbst gesehen haben, verlief das Fest zunächst ganz fröhlich und ohne Zwi- 

schenfälle, obwohl von Anfang an hunderte von Polizisten in den Nebenstraßen zu sehen waren. 
Niemand wußte, was sie dort wollten. Sie hatten Hunde dabei und boten einen bedrohlichen 
Anblick. Zwischen 22.30 und 23 Uhr rief die Polizei die Feuerwehr, um die Walpurgisnacht-Feuer 
um den Platz zu löschen. Zu diesem Zeitpunkt waren auf dem Kolle etwa 2.000 feiernde Menschen, 
als die Polizei - ohne deutlich vernehmbare Vorwarnung - mit Tränengasgranaten von der Knaack- 
straße aus in die Menge schoß. Es wurde noch schlimmer, als sie auch noch Gasgranaten auf den 
Spielplatz schoß, wo sich zu dieser Zeit viele Kinder aufhielten. Polizeihunde ohne Maulkörbe wur- 
den eingesetzt. Panik brach aus. Hunderte versuchten vom Platz zu kommen, sprangen über den 
Zaun und wollten in die umliegenden Straßen ausweichen. Von diesem Moment an gab es auch 
Flaschen- und Steinwürfe gegen die Polizei. 

Das von der Polizei eingesetzte CS-Gas ist ein Nervengift. Es wirkt stark schleimhautrei- 
zend, führt zu Übelkeit bis zur Bewußtlosigkeit und kann bei direktem Kontakt die Augen bis zum 
Erblinden schädigen. Bei Schwangeren verändert das Gift die Erbanlagen des Kindes und kann zu 
Fehlgeburten führen. Diese Risiken hat die Einsatzleitung bewußt in Kauf genommen! 

Der Polizeieinsatz wurde massiv fortgesetzt, um den Kollwitzplatz restlos zu räumen. Viele 
Menschen wollten weiter feiern und ließen sich deshalb nicht vertreiben. Gegen Mitternacht wurde: 
um den Platz herum ein Wasserwerfer eingesetzt. Es traf alle ohne Ansehen der Person, egal ob 
Feiernde oder Passanten. Erst in den Morgenstunden verließen die Einsatzkräfte der Polizei unser 
Wohnviertel. 


Liebe Anwohnerinnen und Anwohner! 
Ohne die massive Präsenz der Polizei wäre die Walpurgisnacht auf dem Kollwitzplatz irgendwann 
ganz friedlich zu Ende gegangen. Und ohne den brutalen Einsatz hätte es die Eskalation am 30. 
April und auch die am 1. Mai auch nicht gegeben. 

Wir verstehen das Vorgehen der Polizei als einen Angriff auf die Tradition unserer 
Walpurgisnacht-Feier. Bis 1989 waren eigene Fest nicht möglich und wurden von den “zuständigen 
Organen” unterbunden. Mit dem Herbst 1989 haben wir uns das Recht auf die öffentlichen Straßen 
und Plätze erkämpft. Das mußte bisher von den neuen Herren respektiert werden. Das Betreten 
des Rasens soll nicht wieder verboten sein! 


Liebe Anwohnerinnen und Anwohner! 
Es ist wichtig, daß sie erfahren, daß sich viele Betroffene nach den Ereignissen zusammengesetzt 
haben, um zu überlegen, wie man sich gegen ein derart brutales Vorgehen wehren kann. Wir den- 
ken, daß die einzige Antwort sein kann: 

Im nächsten Jahr wird wieder Walpurgisnacht gefeiert. Ungestört und friedlich! 
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nen Polizeieinsatz den Charlottenburger gibt es 
verschiedene Theorien. Die einen meinen, der 
Berliner Innensenator Heckelmann habe im 
Prenzlauer Berg, wo ohnehin kaum jemand CDU 
wähle, Wahlkampf für die Wilmersdorfer Witwen 
gemacht. Die anderen geben zu bedenken, daß 
der Berliner Polizeietat herabgesetzt werden soll- 
te und daher die Staatsschützer jetzt ihre Not- 
wendigkeit beweisen müssen. 

Tiefer geht dann schon die Fragestel- 
lung, warum ausgerechnet in einem Stadtbezirk, 
in dem die CDU nichts zu melden hat und die 
Mehrheiten von SPD, Bündnisgrünen und PDS 
bestimmt werden, diese Art von Politik gefahren 
wird. Geht es darum, die traditionell unruhigeren 
Einheimischen zu vertreiben, das Stadtviertel für 
Westberliner Juppies sturmreif zu schießen und 
Luxussanierungen durchzusetzen? Fühlen sich 
Bündnisgrüne, PDS und SPD für die Durchset- 
zung der sauberen Hauptstadt verantwortlich? 

Kenner beschreiben eine merkwürdige 


I 
ER 


Szenerie im Bezirksamt Prenzlauer Berg. Der 
Bezirksbürgermeister Dennert (SPD), zu DDR- 
Zeiten Mathematiker, sei nach übereinstimmen- 
der Meinung menschlich unfähig, konfliktscheu 
und dialogunfähig und daher zu seinem Amt 
nicht tauglich. Trotzdem werde er nach den 
Wahlen wieder Bürgermeister werden. Die übri- 
gen Parteienvertreter berufen sich auf ihr Unter- 
ordnungsverhältnis zu Dennert und bilden eine 
verschworene Gemeinschaft. Besonders merk- 
würdig berührte mich das Auftreten des PDS- 
Stadtrats Scholz, der bei einem Kiezpalaver wor- 
treich sein Bezirksamt verteidigte, das mit der 
Angelegenheit nichts und aber auch gar nichts 
zu tun habe und im übrigen richtig gehandelt 
habe. 

Inzwischen haben sich die Betroffenen 
organisiert. In einer Reihe von Runden werden 
Berichte gesammelt, Offene Briefe formuliert und 
Anzeigen gegen die Polizei erwogen. Es bleibt 
zu wünschen, daß der Einsatz am Kollwitzplatz 


telegraph 5/95 


' für die politisch Verantwortlichen Folgen hat. 
‚Aber die Reihen der Aktivisten dünnen bereits 
ı stark aus. Wahrscheinlich passiert nichts weiter 
als neue “Sanierungen”, das unaufhaltbare Stei- 
gen der Mieten und die almählige Umstrukturie- 


rung dieses Viertels zu einem netten Ambiente 
für die Reichen und Schönen. Dann wird am Kol- 
Iwitzplatz endlich Ruhe und Ordnung herrschen. 
W. Rüddenklau 


Politik ist nur von unten machbar 
Vortrag von Conny Kirchgeorg aus dem Reader 
zur Oppositionskonferenz (5.12.94) 


Ich bin Conny Kirchgeorg vom W.B.A. (WIR 
BLEIBEN ALLE). Vor vier Tagen habe ich von 
' Matthias Bernd erfahren, daß ich für ihn spre- 
chen soll, und zwar über die Entstehungsge- 
schichte, Aktionen und über das “Scheitern” des 
W.B.A. Ich bin erst seit 1993 im W.B.A. aktiv. Bis 
dahin habe ich meine Energie leider als Bezirks- 
verordnete im Prenzlauer Berg gelassen. Von 
September 1989 bis Mai 1994 war ich Mitglied im 
Neuen Forum und bin jetzt aufgrund meiner vier 
Kinder Sozialhilfeempfängerin. 

Matthias hat mir einen fertigen Vortrag mitgege- 
ben. Vieles was darin steht, teile ich, bei einigen 
Dingen habe ich Probleme. Trotzdem möchte ich 
nichts weglassen, sondern nur noch meine per- 
sönliche Sicht hinzufügen. 

Im Gegensatz zu dem ganz vom Parlamentaris- 
mus geprägten Vortrag von Marion Seelig, bin 
ich durch meine parlamentarische Arbeit zu der 
Einsicht gekommen, daß Politik nur von unten 
machbar ist, wenn sie wirklich etwas verändern 
soll. Man kann Leute nur mobilisieren, solidarisie- 
ren oder sozialisieren, indem man gemeinsam 
mit ihnen einen Weg findet und nicht für sie 
denkt und spricht. Genau ersteres ist zum 
Anfang im W.B.A. passiert. Diese Stadtteilarbeit 
stand nicht für ein politisches Konzept. Hier 
wurde der Versuch gemacht, und teilweise ist er 
auch geglückt, aus einem linken Szeneghetto 
herauszukommen. Die Probleme waren sehr 
bedingt und sehr gegenständlich. Es ging um die 
Vertreibung der Mieterinnen und Mieter und um 
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Mieterhöhung zuerst einmal im Prenzlauer Berg. 
Für die Leute, die noch nichts vom W.B.A. wis- 
sen, kurz ein Abriß der Ereignisse. 

Gegründet wurde er von Bewohnern der Oder- 
bergerstraße in einem Hinterzimmer des “Oder- 
kahn” (zu DDR-Zeiten Szenekneipe im Prenzlau- 
er Berg; d.Hrsg.) von Leuten, die zum Teil ehe- 
malige Wohnbezirksausschußmitglieder (ehren- 
amtliche Mitarbeiter des Wohnbezirksaus- 
schußes - WBA, ohne Punkte; vergl. Beitrag von 
Roland Baron; d. Hrsg.) waren. In dieser Gegend 
hat man vor der Revolution versucht, diese Aus- 
schüsse zu unterlaufen, um zum Beispiel gegen 
einen drohenden Abriß etwas zu tun. Über die- 
ses Mittel kann man heute geteilter Meinung 
sein. Auf jeden Fall ist es ihnen gelungen, den 
geplanten Abriß zu verhindern. Gleiches geschah 
zur selben Zeit in der Rykestraße im Prenzlauer 
Berg. 

Ende 1991 begann sich im Prenzlauer Berg an 
verschiedenen Ecken eine soziale Bewegung 
gegen Umstrukturierung und Vertreibung zu ent- 
wickeln. Das Spektrum reichte von engagierten 
Christen, Bürgerbewegten,. Gewerbetreibenden, 

Bewohnerinnen und Bewohnern bis hin zur auto- 

nomen Szene. Ins Leben gerufen wurde diese 

breite Bewegung auf einer Kiezversammlung in 

der Eliasgemeinde. Von dort gingen erste Aktio- 

nen, wie der Protest gegen die Schließung eines 

Postamtes oder Aktionen gegen einen Privatver- 

mieter, der besonders radikal gegen die Mieterin- 

nen und Mieter vorging, aus. Es wurde beschlos- 
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sen, eine Kiezzeitung (‘PRENZLIG”) zu machen, 
um die’ Leute regelmäßig zu informieren und 
ihnen selbst eine Stimme zu verschaffen. Auf 
einer Kiezversammlung, an der sich mehrere 
hundert Leute beteiligten, wurde beschlossen, 
eine MieterInnendemo zu organisieren. Konkreter 
Anlaß für diese Demo war die Grundmietener- 
höhung. Die Kundgebung fand am 10. Juli 1992 
vor dem Roten Rathaus statt und wurde mit bis 
zu 20.000 Teilnehmerinnen und Teilnehmern ein 
großer Erfolg. Während dieser Demo wurde 
beschlossen, eine zweite zu veranstalten, um 
den politischen Druck zu erhöhen. Sie sollte im 
September stattfinden. Und das war eigentlich 
schon der Anfang vom Ende. 

Auf den Vorbereitungsversammlungen tauchten 
plötzlich nicht nur Leute aus Initiativen auf, son- 
dern Vertreterinnen und Vertreter der etablierten 
Parteien, wie SPD, PDS, Bündnis 90 und ande- 
ren als auch Autonome aus dem Westen. 
Dadurch gab es ätzende Diskussionen schon um 
den Inhalt des Demo-Aufrufes, mancher kennt 
das sicher noch aus anderen Diskussionen, und 
keine Debatten mehr um eigentliche Inhalte und 
Ziele. Es wurden nur noch eigene Ansprüche 
laut. Da bestand man darauf, daß die Kürzel mit 
auf das Plakat und den Demo-Aufruf kämen, 
andere aus der Bürgerbewegung meinten, wir 
sollten uns vor den steinewerfenden Chaoten in 
acht nehmen. Die “Chaoten” wiederum 
beschimpften die Leute vom W.B.A., daß der 
Aufruf nicht antirassistisch genug wäre. Es gab 
dann ein Flugblatt von Westberliner Autonomen 
mit der Überschrift “Weg vom nationalrevolu- 
tionären Bild des armen deutschen Mieters - hin 
zur antifaschistischen Bettenmeile!” Mit solchen 
Sachen mußte sich dann auseinandergesetzt 


werden. Gleichzeitig waren nur wenige ber 
Plakate zu kleben, da es in Westberlin keii 
Basis dafür gäbe. Die Demo sei ein Ostprobler 
(Ein PAL; d. Hrsg. vergl. hierzu auch Dougl: 
Adams: “Ein PAL ist etwas, das wir nicht sehe 
oder nicht sehen können oder das unser Gehi 
uns nicht sehen läßt, weil wir denken, es sei d; 
Problem Anderer Leute. Genau das bedeut 
PAL. Problem Anderer Leute. Das Gehiı 
streicht es einfach aus, es ist wie ein blind: 
Fleck. Wenn du es direkt anguckst, siehst du e 
nicht, es sei denn, du weißt genau, was es is 
Die einzige Hoffnung ist, daß man es zufälli 
aus dem Augenwinkel zu fassen kriegt.”) Auc 
die Politiker und Politikerinnen waren, als es ur 
die praktische Vorbereitung ging, plötzlich star 
mit “wichtigeren Dingen” beschäftigt. 

Die Demonstration ging dann im Septembe 
vom Alexanderplatz bis zum Ku-damm. E: 
war zwar ein schönes Gefühl, wieder mi 
15.000 Leuten bei strahlendem Sonnen 
schein für eine bestimmte Sache auf de: 
Straße zu sein, gleichzeitig aber war das 
Wissen da, daß sich trotzdem nichts bewe- 
gen wird. Danach waren auf den W.B.A.- 
Treffen wieder nur noch die üblichen zehn 
bis zwanzig Leute anwesend. Es hätten 
eigentlich radikalere Sachen folgen müs- 
sen. Es gab zum Beispiel harte Diskussio- 
nen um einen Aufruf zum Mietenstreik, die 
aber, zum Teil auch durch die sinnlosen 
Abwehrdebatten aus der Vergangenheit, zu 
keinem Ergebnis führten. 

Die nächste und meines Erachtens entscheiden- 
de Aktion des W.B.A., war die Besetzung der 
Kollwitzstraße 89. Dieses Wohnhaus sollte zu 
einem Hotel umfunktioniert werden, und war zu 
diesem Zweck schon leergeräumt. Um dieses, 
das heißt, die Vernichtung von Wohnraum, zu 
verhindern, fand eine Besetzung statt. Hierbei 
waren neben den Aktiven des W.B.A., Woh- 
nungssuchenden und Obdachlosen auch wieder 
Leute aus den Parteien dabei. Damals “tobte” 
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gerade der BVV-Wahlkampf, so daß das Auftreten von Kommunal- 
politikern zu heftigen Auseinandersetzungen während und nach 
der Besetzung führte. Es entstand bei einigen der Verdacht, daß 
das Problem auch für politischen Interessen ausgenutzt wird. Das 
Haus wurde gewaltfrei geräumt.‘Da nach ein paar Wochen und 
Monaten noch nichts geklärt war, kam es zu einer zweiten und drit- 
ten Besetzung. Hierbei war nicht mehr zu verschleiern, daß der 
W.B.A. kräftemäßig nicht mehr in der Lage war, Leute gegen die 
Mieterhöhung zu mobilisieren oder breitangelegte Widerstands- 
strukturen zu schaffen. Und ich denke, daß mit derselben Radika- 
lität, mit der wir die Parole “Wir zahlen nicht!” aufgeschrieben 
haben, der W.B.A. seit Ende 1992 zerfiel. Wobei es dafür mehrere 
Gründe gab. 

Viele wichtige aktive Leute blieben weg. Es gab persönliche Kon- 
flikte innerhalb des W.B.A., die bis heute nicht ausgesprochen 
sind. Es gab einen Führungsanspruch von ganz bestimmten Leu- 
ten, dem andere ihr Wegbleiben entgegensetzten. So vielfältig die 
Gründe auch sein mögen, so sehr bleibt mir unverständlich, daß 
vormals aktive und widerstandsbereite Leute lieber an Kneipenti- 
schen politisieren und nur noch selten zu Aktionen zu bewegen 
sind. 

Heute besteht der W.B.A. de facto nur noch aus vier bis fünf Leu- 
ten, die ansprechbar sind und auf die man zählen kann. Positiv ist, 
daß die Presse immer noch auf diese drei Buchstaben reagiert, so 
daß es manchmal mit den wenigen Leuten sogar noch gelingt, 
Aktionen Nachdruck zu verleihen, wie zum Beispiel gegen die 


4 Seiten im taz-Format 
in hoher Auflage zum Verteilen: 


Atomkonsens 
ist Nonsens 


Aktionszeitung 
für die sofortige Stillegung 
aller Atomanlagen 


Die Anti-AKW-Bewegung ist wieder 
da. Zur Unterstützung alter und neu- 
er Initiativen, Gruppen und aktiver 
Einzelpersonen gibt es im Frühjahr 
‘95 von der Graswurzelrevolution die 
Anti-Atom-Aktionszeitung - zum 
Verteilen als ausführliches Flugblatt 
bei Aktionen und Veranstaltungen in 
nächster Zeit. Die Themen: 


Atomkonsensgespräche 
Neuer CASTOR-Alarm? 
Siemens-Boykott 


Olympiabauten, Hausverkäufe oder mit der Hilfe bei der Besetzung Een ik kr a \ 
der Kastanienallee 71 durch obdachlose Jugendliche. Aber auch ee u 


Anti-Atom-Aktionen 
e slowakisches 
AKW Mochovce 


bei den Aktionen gegen die geplanten Olympiabauten war zu mer- 
ken, daß es höchstens noch dreißig Leute sind, die Widerstand lei- 
sten. 

Trotzdem denke ich, daß der W.B.A. gezeigt hat, daß es möglich 
ist, aus dem Szeneghetto herauszukommen und sich mit unter- 
schiedlichsten Menschen zu solidarisieren, wenn man allerdings 
auf Rechthaberei, auf eigene Ansprüche und auf engstirnigen 
Ideologismus verzichtet, ohne dabei die eigenen Vorstellungen und 
Ziele aufgeben zu müssen. Ich meine, ein großer Teil der linken 
Ansprüche bedingt eine Selbstausgrenzung. So breit wie der 
W.B.A. angelegt war, so war er wahrscheinlich zu diesem Zeit- 
punkt und mit diesem Inhalt nur im östlichen Teil der Stadt mög- 
lich. Die Mietsteigerung wurde nicht - noch nicht - als Normalität 
angesehen. jedoch ergibt sich aus der Geschichte des W.B.A. 
auch, daß sich außerparlamentarische Politik nicht in Kampagnen 


Wir vertreiben die Zeitung nur ge- 
gen Vorkasse (bar, Scheck, Brief- 
marken, Einzugsermächtigung). 
Mindestabnahme: 20 Stück 

Die Preise: (inkl. Versandkosten) 
20 Ex.: 10 DM, 50 Ex.: 20 DM, 
100 Ex.: 30 DM, 200 Ex.: 50 DM, 
300 Ex.: 70 DM, 500 Ex.: 100 
DM, 1000 Ex.: 160 DM, weitere 
Preise auf Anfrage 


Bestellungen an 
GWR, Kirchstr. 14, 
29462 Wustrow 


telegraph 5/95 11 


erschöpfen kann. Ich eine damit die Gefahr für 
Leute mit durchaus linken Ansprüchen, solche 
Aktionen mit Rockkonzerten zu verwechseln. Es 
wird nur auf die gedruckten Karten für das näch- 
ste Konzert gewartet. Das war auch bei der Anti- 
Olympia-Kampagne so ähnlich. Da ist man eben 
hingegangen zu den verschiedenen Demonstra- 
tionen - war ja auch immer was los - und als die 
Zugabe erfolgreich über die Bühne war, hat man 
sich wieder hingesetzt. Daß aber weitergebaut 
wurde und wird, daß weiter Geld verschleudert 
wird, ist eben Pech! 

Zum Schluß möchte ich nicht vergessen zu 
erwähnen, daß es noch eine zweite W.B.A.- 
Gruppe gibt am Helmholtzplatz, die gerade sehr 
aktiv gegen Wohnunggsleerstand vorgeht. Bei die- 
ser Gruppe handelt es sich um Leute, die Miete- 
rinnen und Mietern auf praktischem Wege bei 
ganz konkreten Mietproblemen helfen. Als Soli- 
darität im ganz Kleinen, für meine Begriffe zur 
Zeit viel wichtiger als ewiges Gerede über neue 
Perspektiven oder so. Nur über selbsterfahrene 
Solidarität gelingt es den Menschen, sich mit 


anderen zu solidarisieren und dieses auch zu 
nutzen. 

Abschließend noch auf Wunsch eines einzelnen 
Herren mit Namen Matthias Bernd ein Zitat aus 
einer Erklärung von Mitgliedern der VL Berlin 
vom 22.7.92: “Wir glauben, daß Mitglieder der VL 
(aber das gilt wohl auch für andere Linke; M. 
Bernd) an allen Initiativen selbstbestimmter und 
außerparlamentarischer Interessenvertretung von 
Lohnabhängigen und Beschäftigungslosen, von 
Mieterinitiativen und Stadtteilprojekten etc. teil- 
nehmen und dort mit dazu beitragen sollten, 
damit jeder reaktionären, rassistischen, DDR- 
nostalgischen oder die heutigen Herrschaftsver- 
hältnisse verklärenden Tendenz etwas entgegen- 
gesetzt werden kann. ... Sich ... herauszuhalten, 
weil man sektiererisch nur linke oder auf die 
eigene Organisation fixierte Projekte für vertret- 
bar hält, ist ebenso absurd, wie auf das Einbrin- 
gen eigener Inhalte bei der Teilnahme an diesen 
Bewegungen zu verzichten. (“VL-Info” Nr.22 vom 
23. September 1992; d. Hrsg.) 


Wählen Sie den Mann! 


Der Ostberliner Kiezpolitiker Bernd Holtfreter 
mustert bei der PDS an 


Die Geschichte des WBA hatte in letzter Zeit eine 
eher unangenehme Fortsetzung. Bernd Holtfre- 
ter, jahrelanger Mitarbeiter des WBA Oderberger 
Straße, bat im Februar die Aktiven zu einem 
Gespräch. Ihm sei, teilte er mit, sowohl von 
Bündnis 90/Grünen als auch von der PDS eine 
Kandidatur für das Berliner Abgeordnetenhaus 
angeboten worden. Alle rieten ab, aber Holtfreter 
schien schon entschlossen und zwar zur Kandi- 
datur für die PDS. Bei den Bündnisgrünen mache 
schon Elisabeth Ziemer Stadtpolitik und er habe 
keine Lust, die 2. Geige zu spielen. 

Hinzu kam, daß Holtfreter es sich in 


den Kopf gesetzt hatte, den WBA im Abgeordne- 
tenhaus zu vertreten. Im WBA arbeiten zwar 
neben Parteilosen die Vertreter verschiedenster 
Parteien mit, aber bis dahin war es Konsens, daß 
es um Kiezpolitik geht und die Parteipolitik aus 
dem WBA herausgehalten wird. Holtfreter mein- 
te, er habe seit Jahren für den WBA gearbeitet, 
die anderen Leute machten sowieso nichts mehr. 
Wenn jemand für den WBA stünde, dann sei er 
das. 

Bernd Holtfreter, Jahrgang 1951, war in 
den siebziger Jahren Mitglied in Ostberliner trotz- 
kistischen Gruppen. Ab 1982 engagierte er sich 
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in der Kiezarbeit, unter 
anderem der Entstehung 
des sogenannten Hirsch- 
hofes und der Verhinde- 
rung des Abrisses der 
Viertel um die Oderberger 
Straße und die Ryke- 
straße. Ende 1989 wurde 
er Geschäftsführer im Ver- 
lag des Neuen Forums, 
des BasisDruck-Verlages 
und einer der Geschäfts- 
führer der Wochenzeit- 
schrift “Die Andere”. Hier 
fiel er bereits durch allerlei 
unterirdische Tätigkeiten 
auf. Entlassen wurde er 
1991 unter anderem, weil 
er permanent versucht 
hatte, den BasisDruck in 
die Hände des linken 
Medienkonzerns 
Schmitt&Partner zu spie- 
len, in dessen Chefetagen 
sein Bruder eine größere 
Rolle spielt. 1991 beteiligte 
er sich dann an der Grün- 
dung des WBA. Kritisiert 
wird von früheren Mitstrei- 
tern seine Fixierung auf 
eine legalistische Schiene. 
Das gipfelte dann bei einer 
Kreuzungsblockade am 5. 
Dezember 1992, die vom Staatsschutz verboten 
worden war, darin, daß Holtfreter über den Poli- 
zeilautsprecher permanent die Verbotsverfügung 
verlas. Wenn sich nicht die PDS-Rentner vom 
Thälmann-Viertel ein Herz gefaßt und unter Vor- 
halten ihrer Schwerbeschädigtenausweise die 
Straße besetzt hätten, wäre es zu keiner Kreu- 
zungsblockade gekommen. 

“Holtfreter besitzt ein hervorragendes 
Organisationstalent”, sagt der ehemalige Mitstrei- 


or 


ter Wolfram Kempe, der nach diesem Vorfall aus 
dem WBA austrat. “Er wäre er ein Glücksfall für 
jede Initiative, wenn er sich auf das Organisieren 
beschränken würde. Das Problem ist, daß dieses 
Talent immer mit ganz privaten Ambitionen ver- 
bunden ist. Auf diese Weise reißt er mit dem 
Arsch ein, was er mit den Händen aufgebaut hat. 
Er verfügt eben auch nicht über die politische 
Intellegenz die man braucht, um solche Spiele zu 
spielen, wie er sie spielen will.” 

Es wäre falsch zu sagen, daß Holtfre- 
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ter für den Niedergang des WBA verantwortlich 
ist. Aber mit seinem Insistieren auf eine legalisti- 
schen Linie und vor allem mit vollendeten Tatsa- 
chen, die er permanent gegen Entscheidungen 
und Willen der Leute traf, hat er doch sehr viele 
vor den Kopf gestoßen. Zur Konfliktfähigkeit, zu 
einem wirklichen Dialog zeigte er sich nicht in 
der Lage, sondern griff dann zu irgendwelchen 
administrativen Maßnahmen, wie letztens, als er 
die Besetzer des Heilsarmee-Hauses in der 
Kastanienallee schriftlich mit einem Ultimatum 
bedrohte, das in dieser Art nicht einmal von 
einem Sozialamt verfaßt worden wäre. Anderer- 
seits blieb Holtfreter einer von den wenigen, die 
heute noch permanent für den WBA Oderberger 
arbeiten. 

Wie auch immer - die Mitarbeiter unter- 
sagten Holtfreter das Auftreten für den WBA bei 
der PDS. Holtfreter trumpfte auf, dazu könne 
man ihn rechtlich nicht zwingen, weil der WBA 
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kein Verein sei. Ende April stand es dann in de 
“Berliner Zeitung”, daß der Sprecher des WB/ 
Bernd Holtfreter, vom Landesvorstand der PD! 
für die Landeslisten vorgeschlagen worden waı 
Ein Offener Brief des WBA an die PDS, in der 
gefordert wurde, daß Holtfreter nicht im Name 
des WBA auftreten darf, blieb ohne Wirkung. Be 
einem Pressefrühstück am 11. Mai im Karl-Lieb 
knecht-Haus wurde an Holtfreters Beispiel di 
künftige Politik der Zusammenarbeit mit de 
außerparlamentarischen Opposition erläuter 
Dafür stünde der Name Holtfreters und de 
WBA, mit dem man schon seit Jahren zusam 
men arbeite. Anfragen von WBA-Vertretern wuı 
den mit dem Hinweis auf den Landesparteita 
beantwortet. 

Der fand am 13. Mai im Speisesaz 
einer abgewickelten Fabrik in Marzahn stat 
einer dieser im Volksmund als “Freßwürfe 
bezeichneten Beton-Standardbauten, die es i 
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jeder ostdeutschen Stadt mehrfach gibt, mit dem 


üblichen Interieur, Sprelakart-Tische und diesen 
bekannten Stahlrohrstühlen mit rotem oder blau- 
en klebrigen Plastiksitz. Dazu gab es dann Erb- 
sensuppe mit Bockwurst. Bernd Holtfreter war zu 
seinem sichtlichen Mißvergnügen an einen Tisch 
mit der früheren DDR-Pionierchefin und jetzigen 
Anhängern der Kommunistischen Plattform, 
Ellen Brombacher, plaziert worden. Conny Kirch- 
georg, die dort zusammen mit ihrem Lebensge- 
fährten Stefan Berg als Journalisten getarnt, den 
WBA vertrat, ist voller Abscheu: “Gerochen hat 
es dort, es war schrecklich! Und dann die Leute, 
die dort saßen! Beim Bundesparteitag ist es 
durch die vielen Gäste und Journalisten wenig- 
stens noch bunt. Es war der blanke Osten! Ich 
mußte nach ein paar Stunden gehen, weil mir 
übel war!” 

Holtfreter gab sich, von Conny gestellt, 
wohlgemut. Er käme sehr gut mit den Leuten 
aus. Er habe die DDR eben schon immer für das 
bessere Land gehalten. Er glaube, daß die PDS 
die einzige linke Kraft im Lande sei. Daß er nicht 
für den WBA aufrete, werde er klar machen. 
Conny müsse verstehen, daß er dieses Spiel 
jetzt mitspielen müsse. 

Dann kam Stefan Heym. Conny Kirch- 
georg saß ein Stück von ihm entfernt, bekam 
aber mit, wie der schwerhörige Mann von seinem 
Mitarbeiter Thomas Nord instruiert wurde: “Sie 
wissen, Herr Heym, Herr Holtfreter ist das, der 
junge Mann aus dem Kiez, der ihnen bei der 
Veranstaltung damals so geholfen hat!” 

Heym führte dann in seiner Rede aus, 
er wolle sich nicht in die Angelegenheiten des 
Landesparteitags einmischen, aber ihm läge 
doch ein junger Mann sehr am Herzen, Bernd 
Holtfreter, der ihm während des Wahlkampfes in 
einem Szene-Cafe im Prenzlauer Berg so tapfer 
gegen die Angreifer beigestanden hätte. - 
Tatsächlich war jene Veranstaltung vom WBA 
organisiert worden und Holtfreter hatte im Podi- 
um gesessen, aber kein Wort verloren. Ansch- 


ließend hatte er sich sogar dahingehend 
geäußert, daß man diesen Mann nicht wählen 
könne. 

Dann mußte Holtfreter dem Parteitag 
Rede und Antwort stehen. Er behauptet, zwei 
Leute des WBA seien zwar für seine Kandidatur, 
aber er wolle dem Offenen Brief Rechnung tra- 
gen und nicht für den WBA auftreten. Peinlich 
wurde es, als Holtfreter nach seiner Verantwor- 
tung für die Veröffentlichung der Stasi-Listen in 
der Zeitschrift “Die Andere” im Jahre 1991 
gefragt wurde. Er habe das, so Holtfreter, 
damals gemacht, damit der Verfassungsschutz 
die Liste nicht in die Hände bekomme. Ein Glück, 
daß ein PDS-Mann, der, wie er selbst sagte, 
auch auf der Liste stand, für Holtfreter sprach: Er 
habe mit Holtfreter geredet und sein Eindruck 
wäre, daß der Mann wählbar sei. 

Etwas aufrechter hielt sich dann Holt- 
freter, als er gefragt wurde, was er denn machen 
würde, wenn der Westberliner Stasi-Spitzel Dirk 
Schneider mit auf die Landesliste komme. Dann 
werde er, Holtfreter, seine Kandidatur zurückzie- 
hen. Das rief weitere Fragen auf dem Plan: Ob 
sich denn Holtfreter nicht durch die Kandidatur 
von anderen Inoffiziellen auf der Landesliste, bei- 
spielsweise Dieter Kleins, zu gleichem Tun her- 
ausgefordert fühlte. Nein, sagte Holtfreter, das 
sei ein Unterschied. Er habe in seinem Umfeld 
mit vielen Inoffiziellen Mitarbeitern gesprochen. 
Im Westen hätte man es nicht nötig gehabt, für 
die Stasi zu arbeiten. Im Osten seien die Leute 
erpreßt worden oder durch familiäre Situationen 
zur Stasi gekommen. 

Tosender Beifall des Landesparteita- 
ges belohnte diese mutige Äußerung. Endlich, 
endlich war einmal ein ehemaliger Oppositionel- 
\er gekommen und hatte ihnen Absolution erteilt! 

Allerdings war es am Ende nur den 
Platz 6 auf der Landesliste wert: “Bernd Holtfre- 
ter, aktiv in verschiedenen Kiezprojekten und 
parteilos.” Marion Seelig, eine DDR-Oppositionel- 
le, die seit 1991 für die Linke Liste der PDS im 
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Berliner Abgeordnetenhaus sitzt, hielt sich im 
Gegensatz zu Holtfreter sehr aufrecht und 
sprach mehr über ihre Probleme mit der PDS. 
Dafür bekam sie nur Platz 9. So geht das. 

Zu hoffen bleibt, daß der WBA durch 
Holtfreters Usurpation nicht allzusehr Schaden 
nimmt. Der WBA Oderberger Straße wird wohl 
nach seinem Abgang zunächst verwaisen, 
obwohl viele Leute, die wegen seiner Person 
nicht mehr kamen, die Absicht geäußert haben, 
wieder mitzuarbeiten. Ziemlich. viele Aktivitäten 
hat in letzter Zeit der WBA am Helmholtz-Platz 


Die neue Bewegung 


gezeigt, in dem sich Leute sammeln, die früher 
beim WBA Oderberger waren. Und schließlich 
wird die Miet- und Sanierungspolitik von Senat 
und Bundesregierung dafür sorgen, daß neue 
Leute sich zu neuen Kämpfen zusammenfinden 
und Bernd Holtfreter schnell vergessen sein wird. 
Ich persönlich habe ja noch nie 
gewählt, weil ich mich nicht vertreten lassen will. 
Aber mein Vorschlag an die Prenzlberger 
Wähler: Wählen Sie den Mann, damit er rasch 
aus dem WBA verschwindet! 
W. Rüddenklau 


- Kongresse für alle! 


Besetzerinnen trafen sich in Leipzig 


Die Besetzerinnenbewegung ist tot, vielleicht lebt 
sie aber doch noch ! So hätte wieder einmal, wie 
schon so ähnlich beim Autonomiekongress, das 
Fazit des Besetzerinnenkongresses in Leipzig 
lauten können, welcher am Wochenende vom 
12. zum 14. Mai etwa 150 Besetzerinnen aus 
der gesamten Bundesrepublik in den Leipziger 
Stadtteil Connewitz zog. 

Ausgangspunkt des Kongresses war 
die für die Bundesrepublik, wohl relativ typische 
Situation der Leipziger Hausbesetzer. Die noch 
' existierenden Häuser haben zum Großteil Ver- 
träge. Neubesetzungen sind auf Grund der “Lei- 
pziger Linie”, welche besagt, daß keine neuen 
Projekte mehr geduldet werden, nicht möglich. 
Bestehende Häuser sind einem enormen Anpas- 
sungsdruck ausgesetzt. Da dies bis auf wenige 
Ausnahmen überall so zu sein scheint, stellt sich 
sehr wohl die Frage nach einer Perspektive der 
Besetzerinnenenbewegung. 

Die Themen des Kongresses beweg- 
ten sich von der praktischen Seite, nämlich den 
rechtlichen Möglichkeiten und Grenzen, den 
Besetzerinnenräten, bis hin zu etwas Theoreti- 
scheren, wie sich im Verlauf der Diskussion zeig- 
te, wie Verweigerungshaltung und Freiraumkul- 


tur, Kiezpolitik und Öffentlichkeitsarbeit, wobei 
letztere Arbeitsgruppe nach einiger Diskussion in 
eine Arbeitsgruppe Perspektiven überging. 
Wichtigste Erkenntnis war allerdings 
wieder einmal, daß es die Bewegung, also die 


_ homogene Gruppe BesetzerInnen, nicht gibt, 


sondern verschiedene inhaltliche Ansätze zu 
Besetzungen existieren. Ausgegangen wurde 
von der Feststellung, daß es eine allgemeine 
Perspektivlosigkeit innerhalb der Häuser gibt, 
wenn diese erst einmal durchgesetzt sind. Mei- 
stens stellt sich erst dann so richtig die Frage 
nach den Inhalten, denn vorher war das klar der 
Häuserkampf, das heißt die Durchsetzung, die 
Ermöglichung eines alternativen Lebensumfeldes 
sowie die damit verbundenen politischen Ausein- 
andersetzungen. Dazu gibt es scheinbar zwei 
Ansatzpunkte. Zum Einen die Sichtweise, daß 
eine Besetzung von vornherein einen politischen 
Akt darstellt, eine Enteignung, eine Vergesell- 
schaftung von Privateigentum und damit natürlich 
sofort eine Verweigerungshaltung nach außen, 
gegen die Gesellschaft. Das Haus als ein politi- 
sches Moment, und somit Ausgangspunkt und 
Teil einer Infrastruktur innerhalb einer linksradi- 
kalen Bewegung. Das Haus wird dabei zum Mit- 
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tel, bis hin zur Institutionalisierung. Der andere 
Ansatzpunkt ist der, daß Menschen sich Möglich- 
keiten schaffen wollen, Alternativen zu leben, die 
Revolution also nicht auf der Straße zu suchen, 
sondern in sich selbst, Allerdings schließt dies in 
keiner Weise aus, daß sie sich nach außen 
begeben, Kämpfe mittragen. Wo der Knackpunkt 
zwischen beiden Ansätzen liegen soll, wurde 
allerdings nicht so recht klar, und so hat wohl 
beides für sich seine Berechtigung. Allerdings 
könnte es eben auch ein Konzept sein. 

‚ Die Vorstellung von Perspektiven 
bezogen sich fast ausschließlich auf eine linke 
undogmatische Bewegung, vom Projekt A bis hin 
zu der Vorstellung, sich mit politischen Kämpfen 
anderer Gruppen innerhalb dieser Gesellschaft 
zu solidarisieren und diese mitzutragen. Gezeigt 
hat sich dabei wieder einmal, daß mensch nicht 
so recht weiß, wo es langgehn soll, doch könnte 
es sein, daß Besetzungen nicht mehr unbedingt 


die Basis eines breiten emanzipatorischen Bewe- 
gung sind? Eine Diskussion, die sicher andauern 
wird. 

Alles in allem war es doch eine sehr 


viel angenehmere Atmosphäre als beim Autono- 


miekongress. Dafür sprachen schon die über- 
schaubaren Arbeitsgruppen, der Umgang, wel- 
cher sich daraus ergab, war eben ein etwas per- 
sönlicherer, welcher nicht so sehr von politischen 
Richtungskämpfen und Dogmen bestimmt wer- 
den konnte. Wer erwartet hatte, daß nach dem 
Besetzerinnenkongress eine klare politische Linie 
in punkto Hausbesetzung vorliegen würde, ist 
sicherlich enttäuscht worden. Doch letzten Endes 
scheint es im Moment noch das Konstruktivste 
zu sein, wenn auf solchen Treffen, das sich Ken- 
nenlernen, einfach ein Stück miteinander zu 
leben, mehr im Vordergrund steht, als streng 
inhaltlich durchstrukturierte Massenveranstaltun- 
gen. reiner 


Szenen aus der wahren “Hauptstadt” 
Siebenbürgens 


Im Sommer 1994 traf ich in Berlin mit dem Uni- 
versitätsdozenten Herrn Professor Udo-Peter 
Wagner zusammen. Er ist Mitglied des Lehrkör- 
pers der Universität von Hermannstadt in Sieben- 
bürgen in Rumänien. Über diese Verbindung 
erhielt ich schließlich vom dortigen Dekanat eine 
Einladung. Ich bin Mitarbeiter der Berliner 
Umwelt-Bibliothek und Schriftsteller. Zu Themen 
in diesen Bereichen wurde ich um Vorträge 
gebeten. 

Am 4. März dieses Jahres fuhr ich mit 
dem Zug von Berlin ab. Während der Fahrt erin- 


nerte ich mich an meine vielen Reisen nach 


Rumänien. 1987 hatte ich für längere Zeit dieses 
Land das letzte Mal besucht. Den Aufenthalt 
behielt ich in sehr schlechter Erinnerung. Es gab, 
selbst für Touristen, kaum genügend Nahrung. 
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Die in südlichen Ländern traditionelle Gast- 
freundschaft konnte nicht wahrgenommen wer- 
den. Die Menschen waren verbittert. Da sie sich 
ihrer Lage schämten, traten sie gegen Besucher 
grob und unfreundlich auf. 

Am Sonntagmorgen näherte ich mich 
meinem Ziel. Wie bereits in früheren Zeiten 
weckte auch diesmal der Anblick der fernen 
Berge im pastellfarbenen Licht die Lust in mir, 
tief in die Geheimnisse dieses abenteuerlichen 
Landes einzudringen. Dörfer, Städte, flache 
Wasserläufe sah ich, vorbeieilend. Reich wirkte 
das Land nicht auf mich. Aber die Höfe, die 
Fabrikgelände, die Straßen waren aufgeräumt. 
Die frühere Hoffnungslosigkeit absoluten Elends 
war verschwunden. 

Gegen Mittag wurde ich in der Woh- 
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nung der Familie Wagner begrüßt. Die Hausfrau 
hatte ein Festmahl mit mehreren Gängen aufge- 
tischt. In den nachfolgenden Tagen stellte ich 
fest, daß überall gut und reichlich gegessen 
wurde. Zumindest in meiner Gegenwart. Aber 
Frau Wagner beklagte sich bei mir über die viele 
Arbeit. Das Fleisch mußte zum Beispiel von Seh- 
nen und Knorpel befreit werden. Gehacktes 
wurde in der Küche mit dem Fleischwolf herge- 
stellt. So ähnlich ging es mit allen anderen Nah- 
rungsmitteln. Ich erinnerte mich an die Zeiten in 
der DDR. Auch damals wurde gekauft, was 
angeboten wurde. Es gab genug. Doch immer 
wieder fehlten plötzlich Dinge, die noch am Vor- 
tag fast unbeachtet in den Regalen lagen. So 
läßt sich Frau Wagner zur Zeit Teelichte aus 
Deutschland mitbringen. Nach dem langen, aus- 
gedehnten Essen sehe ich mir die Wohnung an. 
Das Haus ist ein Neubau an der großen Ausfall- 
straße Alba Julia Richtung Neppendorf. Außen 
lehnen Leitern an der Wand. Techniker legen 
neue Telefonleitungen. Dann wird es endlich 


möglich sein, ohne Zwischenschaltung des 
Amtes ins Ausland telefonieren zu können. Vom 
Balkon der Wohnung geht der Blick offen auf das 
Übungsgelände und die Kaserne einer Poli- 
zeitruppe. Vom Wohnzimmer, in.dem auch die 
Eltern schlafen, geht es in den kleinen Flur. Es 
gibt ein Bad und zwei Toilettenräume. Die Küche 
ist groß genug für eine Sitzecke mit umlaufender 
Bank. Zwei Söhne stehen kurz vor dem Abitur. 
Jeder hat ein eigenes Zimmer mit einem Fern- 
sehgerät. “music-channel” heißt ihr Programm. 
Gern würden Sie im Ausland studieren. Die jun- 
gen Männer waren etwas erstaunt, als ich Ihnen 
erzählte, daß in Deutschland neben dem Studi- 
um gejobt werden muß. Aber dieser Hinweis 
konnte Ihren Traum von der “Freiheit” nicht zum 
Platzen bringen. 

Wagners haben die Wohnung vor eini- 
gen Jahren gekauft. Sie könnten als reich gelten. 
Aber der damalige Preis war den rumänischen 
Finanzverhältnissen angepaßt. Jetzt lebt die 
Familie von den Geldern, die von Tag zu Tag 
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eingenommen werden. Zum Beispiel für Zei- 
tungsartikel. Dieser Zustand belastet sehr. Die 
Summen sind extrem gering. Längst ist.die Woh- 
nung für vier Erwachsene zu klein geworden. 

Ich bekomme ein Quartier von der Uni- 
versität gestellt. Ein eleganter Neubau. Die Woh- 
nung hat sechs Zimmer und liegt im siebenten 
Stockwerk. Eine Aussicht über die ganze Stadt. 
Am Horizont verlockend die Berge. Tief unter mir 
der Boulevard Mihai Viteazul. Die moderne 
rumänische Geschichte beginnt mit diesem 
Mann. 1600 gelang es ihm, drei Länder politisch 
zu einigen. Alle, die ich in diesen Tagen treffe, 
freuen sich, daß ich denselben Vornamen (über- 
setzt) trage. 

Montagmorgen. Ich werde in der Uhni- 
versität vom Leiter der Germanistikabteilung 
begrüßt. Er stellt mir einige Lehrkräfte vor. Um 
zehn Uhr halte ich meinen ersten Vortrag. Alle 
Plätze sind besetzt. Im Schnitt sind die Zuhören- 
den nicht älter als 20 Jahre. Zu 80% und mehr 
sehe ich Studentinnen. Sie sind in der Überzahl. 
So sieht es dann auch an allen folgenden Orten 
aus. Obwohl noch im ersten Studienjahr, spre- 
chen die Rumäninnen gutes Deutsch. Auf 50 
Personen kommen hier wie überall vielleicht zwei 
Deutsche. Ihre Situation wirkt schwierig. Der 
Exodus ist bekannt. Nun “verlieren” Sie auch 
noch Ihre Sprache an die Rumänen. Die Lehrer 
und Dozenten haben sehr viel Arbeit. Aber sie 
unterrichten nicht mehr die eigene Volksgruppe. 
Das scheint so manchem schwer zu fallen. Es 
wird an den Schulen, an der Universität und in 
Kursen unterrichtet. Das außerordentlich harte 
Schulsystem macht zusätzlich den Bedarf von 
Nachhilfestunden erforderlich. Selbst die Gast- 
lehrer, durch Organisationen wie z.B. dem DAAD 
ins Land geschickt, sind nur der Tropfen auf den 
heißen Stein. Die Lehrer kommen aus der Bun- 
desrepublik, aus Osterreich, aus Belgien. Auch 
sie leisten mehr, als die Verträge vorschreiben. 
Alle gelten nicht nur als Lehrer. Gleichzeitig die- 
nen sie den jungen Menschen als Symbolfiguren 
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für die Zukunft, die Welt, die erreicht werden soll. 
Von den Heimatländern wird Ihre Tätigkeit kaum 
wahrgenommen und dementsprechend nicht 
gewürdigt. Wie anders sähe ein Einsatz etwa in 
Ruanda aus. 

Nach meinem Vortrag bin ich zum 
Essen in der Mensa eingeladen. Wie auch an 
den folgenden Tagen gibt es drei'Gänge, dazu 
das wunderbare Brot. Auffallend ist die freundli- 
che Bedienung. In Deutschland erlebte ich das in 
sechs UNI-Jahren nicht einen einzigen Tag. 

Nach dem Mittagessen sitze ich im 
Park und lese die deutschsprachigen Zeitungen: 
Hermannstädter Zeitung, Allgemeine Deutsche 
Zeitung und den Karpaten Boten aus Brasov. Die 
Arbeitslosenquote beträgt in Hermannstadt 12%. 
Sie liegt damit über dem Landesdurchschnitt und 
über dem Schnitt der Europäischen Union. Aber 
gerade in diesen Tagen wurde ein regionales 
Umschulungszentrum eröffnet. So gibt es also 
Hoffnung. Und es gibt einen “Kleinkrieg” zwi- 
schen SERBU und MUNTEAN. Das sind Bürger- 
meister und Präfekt. Der Bürgermeister wird von 
der Opposition gestellt und der Präfekt von der 
Regierung. Der Bürgermeister wird abgesetzt 
wegen angeblicher Unregelmäßigkeiten beim 
Umgang mit Spendengeldern. Zum Wochenende 
hin zeigt der Bürgermeister den Präfekten bei 
der Regierung an. Er hat angeblich für seine 
Verwandtschaft die dritte, staatliche Wohnung 
erhalten. Eine steht ihm zu. Vielleicht bestehen 
tatsächlich ernste Probleme. Vielleicht belastet 
diese Sache wirklich den Alltag. Als Gast und nur 
mit einer Woche Aufenthalt bemerkte ich das 
eigentlich nicht. Die Menschen, mit denen ich 
sprach, arbeiteten mit aller Kraft für eine bessere 
Zukunft. Das ist wohl eine Phrase. Ich habe es 
aber genauso empfunden. Ich denke, wir könn- 
ten vom dortigen Umgang mit den Politikern ler- 
nen - Die Tür zum Kinderzimmer wird einfach 
zugemacht, wenn das Spiel zu albern wird. 

Hermannstadt war für mich wie ein 
Mikroskop, durch das ich die Situation im heuti- 
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gen Rumänien zu betrachten versuchte. Ich sah, 
daß der gesamte alte Behördenapparat noch exi- 
stiert. Zumindest in Bereichen, die von der 
Regierung in Bukarest bestimmt und gelenkt 
werden. Nur ein Beispiel, welches mich beson- 
ders faszinierte: In der Struktur ist die Polizei 
gleich geblieben. Kann sich heute noch jemand 
Volkspolizei auf den Straßen vorstellen ? Den 
ABV mit seiner Frau ? Na, in Hermannstadt 
“schwelgte” ich in Erinnerungen. Doch wie zärt- 
lich und vorsichtig die uniformierten Männer 
geworden sind! Betrunkene Randalierer werden 
grob gepackt, halb geschleift, doch an der näch- 
sten Straßenecke zur Ruhe an einen Mauerwin- 
kel gebettet. 

Nachmittags treffe ich mich mit Herrn 
Constantin Lacatus. Er empfängt mich in seinem 
Büro, einem ehemaligen Laden. Er ist der Vorsit- 
zende und Initiator der Organisation “Sibienii 
Pacifist”. Sechshundert Mitglieder kämpfen 
gegen Rassismus, für Völkerverständigung und 
für Pazifismus, was im Wesentlichen Verringe- 
rung oder Abschaffung des Wehrdienstes bedeu- 
tet. Wir reden und reden und immer wieder zieht 
Herr Lacatus aus einem Papierstapel gefüllte 
Teegläser heraus. Irgendwo steht dazwischen 
die Teemaschine. Ich weiß nicht, wie er das 
macht und ich begreife auch nicht, wie ohne jeg- 
liche finanzielle Unterstützung soviel geleistet 
werden kann. Ein Höhepunkt steht kurz bevor: 
Frau Mitterand wurde eingeladen. Sie ist die Vor- 


sitzende der “Fondation Danielle Mitterranc 
weltweit einen guten Ruf hat. Herr Lacatu 
mir einige Exemplare seiner Zeitung mi 
erscheint in vier Sprachen ! Wo gibt es ähn 
in Deutschland? 

Deutsche Dozenten haben mic 
Abend zum Essen eingeladen. Diese M 
arbeiten unentwegt, bis tief in die Nächte ui 
den Wochenenden. Sie arbeiten kontinuierli 
einer Sache - jungen Menschen das L 
durch Bildung lebenswert zu zeigen. 

Dienstag, der 8. März. Internatic 
Frauentag ! Weiß noch jemand, wie kurios 
Feste in der DDR waren ? Nun, am Abenı 
ich “Ehrengast”. Am Vormittag hielt ich aber 
nen Hauptvortrag an der theologischen Fa 
“ANDREI SAGUNA”. Es ist die älteste the 
sche Schule Rumäniens, 1786 gegründet. |} 
studieren dort Frauen und Männer mitunte 
zum Doktortitel. Das Gebäude, nicht weit 
Markt, ist wunderschön. Der Hof mit den. 
dengängen beherbergt kleine Wohnunge 
denen zum Teil auch junge Familien leben 
Atmosphäre strahlt Ruhe und Freundlichkeit 
Die Studentinnen und Studenten kommen 
allen Teilen und Nationen Rumäniens, dazu 
ge Gäste aus anderen Ländern. Hier war be 
ders das kostbarste Gut der rumänischen B 
kerung zu spüren. Bei aller Härte der heu 
Probleme die in Jahrhunderten erprobte Tole 
im Umgang mit anderen Sitten, Gebräucher 
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Gästen und befremdlichen Ansichten zu pflegen. 
Welch’ eine Schule des Lebens wäre das für uns 
Deutsche. 

Der Leiter der Fakultät war für mich 
das Urbild eines Pfarrers. Er lud mich zum 
Gespräch in seine Büroräume. Ein etwas rundli- 
cher Mann, schwarz gekleidet, die Hände über 
dem Bauch gefaltet, das Gesicht in der friedli- 
chen Ruhe eines weisen Menschen. Wir spra- 
chen über meinen Vortrag. In einem Abschnitt 
hatte ich über das Thema “Frauen- und Männer- 
sprache” referiert. Das interessierte nun beson- 
ders. Und schon waren wir mitten in der Diskus- 
sion zu allen Fragen in diesem Bereich, z.B. 
auch, ob Frauen ordinieren können oder sollen. 
Dann saß ich noch einige Zeit mit Studierenden 
in einer winzigen, aber desto gemütlicheren 
Küche zusammen. Noch jetzt tut es mir leid, daß 
meine Zeit zu knapp war, um intensiveren Kon- 
takt aufzunehmen. Leider war es schon gegen 
Abend. 

ch hatte die DEMO zum Frauentag 
verpaßt. Die Sprecherin ist Frau Annemarie 
Weber, eine sehr bekannte Journalistin. Die 
Frauen trafen sich vor dem Warenhaus und mar- 
schierten dann zum Präfekten. Sie trugen Schil- 
der mit Losungen: “In der Regierung der Männer 
ist kein Platz für ein Frauenministerium” oder “Mit 
35 zum Schrott?”. Der Präfekt empfing die ca. 
100 Frauen galant mit Nelken. Er nahm die 
schriftlich fixierten Forderungen entgegen. Als 
echter Politiker wies er sofort darauf hin, daß in 
seiner Behörde bereits 25 Frauen tätig sind, bei 
insgesamt 49 Angestellten. Nur vergaß er, die 
Positionen der Frauen zu nennen. Aber das ken- 
nen wir ja alles. 

Abends zog ich mein bestes Hemd an. 
Durch den Stadtpark lief ich zum Ort der Frauen- 
tagsfeier. Ein Saal, lange, festlich gedeckte 
Tische, eine noch leere Tanzfläche mit bunten 
Glühlampen. Gut gekleidete Menschen, ein Drit- 
tel Frauen, der Rest Männer. Die Bedienung 
weiblich. Dann eine Rede des Rektors der Uni- 


versität. Er sprach Rumänisch und lachte viel. Es 
waren wohl Scherze. Und dann wurde nicht 
gegessen und getrunken, sondern geschlemmt 
und gezecht. Zum Schluß wurde mir ein Taxi 
bestellt. Der Gast sollte nicht in die Verlegenheit 
geraten, sich daneben zu benehmen. Am näch- 
sten Tag erkundigte ich mich vorsichtig nach 
meinem Auftreten. Alle fanden es normal. Ganz 
aufrichtig wurde mir gesagt: Wir sind doch unter 
Freunden. Überhaupt hatte ich immer den Ein- 
druck, Titel, Positionen, Stellungen im berufli- 
chen Leben werden benannt und achtungsvoll 
zur Kenntnis genommen, aber das einzig Wichti- 
ge ist der Mensch. So war es nicht ungewöhn- 
lich, im Büro des Rektors mit vielen Menschen 
zusammen zu sitzen und zu reden. Alle schienen 
mir gleich im Bemühen, den ständig erstarken- 
den, guten Ruf der Universität.zu fördern. Eine 
wahrhaftige Aufbruchsstimmung. 

Am nächsten Tag dachte ich an mein 
Gespräch mit dem Theologen, während ich die 
Zeitung aufschlug. Gerade hatte es ein Treffen 
des Frauenforums der Evangelischen Akademie 
Siebenbürgens gegeben. Über das Hauptthema 
nachfolgendes Zitat: “Wir Frauen sind weder 
geringer noch unreiner als die Männer und wenn 
sich die männlichen Pfarrer auf Jesus berufen, 
können wir das auf die Mutter Gottes.” Gleich 
darauf wird moniert, daß es genug Säufer und 
kaputte Typen unter den Pfarrern gebe und daß 
das Priesteramt eine Sache der Berufung und 
nicht des Geschlechtes sein muß. Wie verweich- 
licht klingt dagegen unsere Berichterstattung 
zum Thema. Ich las die nächsten Meldungen: 
Ein Schiff mit Butter aus den USA kommt in Kon- 
stanza an. Sie wird umverteilt. Gestohlene westli- 
che PKW kommen in Bukarest an. Sie werden 
umgespritzt. Die 20 beteiligten Verkehrspolizisten 
(!) werden umgesetzt. Abgesetzt wird die Verwal- 
tung des Atomkraftwerkes Cernavoda. Sie arbei- 
tete zu langsam. (Das wären die richtigen Leute 
für Deutschland). Im schwarzumrandeten Kasten 
eine Warnung der Verbraucherzentrale vor dem 
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“Kaffee” Amigo. Er besteht hauptsächlich aus 
gemahlenen Feigen. Erschüttert blicke ich in 
meine bereits leere Tasse. Herr Wagner kommt. 
Er will mir beim Gang durch die Stadt Fragen 
beantworten. Ich bin mit ihm hier in der studenti- 
schen Cafeteria verabredet. Ein kleines Häu- 
schen neben dem Eingang einer Prachtvilla, die 
als Verwaltungsgebäude der Universität dient. 


Dieses Haus war der Sitz der Securitate. In den 


Kellern, den Gängen, den Büros wurde gefoltert. 
Jetzt sind die schweren Eisentore in Russisch- 
grün ewig geöffnet. Das Postenhäuschen wurde 
mit Beton ausgegossen. Nie wieder Bewachung. 
Doch gegenüber, neben dem Hauptbau der Uni- 
versität, das gewaltige Wehrkreiskommando. Mit 
scheelem Blick wird es betrachtet. Ein Stück wei- 
ter das Gebäude der Präfektur. Es war Sitz des 
Parteisekretärs, ein Sohn des ehemaligen Präsi- 
denten. Mit Grinsen wird der Name der Straße 
genannt: “Boulevard des Sieges”. Dann eine 
lange Reihe massiver, gelblicher Bauten hinter 
einer Mauer. Die Kasernen. Noch der k.&k. Zeit 
entstammend. Geradeüber eine Villa. Auffallend 
neu renoviert. 

Angeblich (jeder benutzt diesen Aus- 
druck) soll hier ein “Securitate-Nest” gewesen 
sein. Aus den gegenüberliegenden Kasernen 
wurde geschossen. Die kleine, danebenstehende 
Kirche zeigt noch Einschläge. Vor dem mächti- 


gen Bau des Hotels “Intercontinental” ein holzge- 
schnitztes Denkmal. Zur Mahnung an den Kampf 
mit weiblichen Securitatemitgliedern (angeblich), 
die sich im zweiten Stock verschanzt hatten. 
“Was ist mit Ihnen geschehen”, frage ich. “Na, 
verhaftet sicherlich. Was sonst. “Mir läuft es fro- 
stig über den Rücken. Auf dem historischen 
Marktplatz das geschlossene Restaurant, in das 
ich vor vielen Jahren eingeladen wurde. Die 
Schrift hängt halb herunter, die Fassade ist zer- 
schossen. Die Securitate hat hier getrunken 
(angeblich). Das historische Denkmal, einst Ver- 
abredungsort unserer Tramptouren, ist zum 
Mahnmal umfunktioniert worden. Tafeln mit den 
Namen der 90 Ermordeten wurden ange- 
schraubt. Täglich sind frisch abgelegte Blumen- 
sträuße zu sehen. Einen Moment lang schließe 
ich die Augen. Schüsse hallen durch die wunder- 
schönen Altstadtgäßchen. Welche Schrecken 
brachte dieses Regime. Welches Glück, diese 
Zeiten hinter sich zu wissen. An einem Vormittag 
entspinnt sich zufällig ein Gespräch mit mehre- 
ren Lehrkräften der Universität. Eine Dozentin 
sagt: “Weshalb soll ich meine Akten lesen? Dann 
hätte ich keine Freunde mehr.” Kurze Stille. Die 
Anwesenden nicken fast gleichzeitig. 
Nachmittags halte ich einen freien Vor- 
trag vor Schülern des Gymnasiums. Es geht um 
Umweltthemen, um Politik, um den Alltag in 
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Deutschland, um die Arbeit der Umwelt-Biblio- 
thek. Später sagt mir der Lehrer, er hätte sich 
über die rege Beteiligung gefreut. Die Jugendli- 
chen hatten bereits acht Stunden Unterricht hin- 
ter sich. Unterbrochen von einer Pause, 20 Minu- 
ten lang. Das ist der Alltag. Dazu kommen zahl- 
reiche Arbeitsgruppen und Vorbereitungslehrgän- 
ge, z.B. für Deutschkurse zur Aufnahme an einer 
Universität in Deutschland. Trotz dieses immen- 
sen Pensums sah ich weder auf den Straßen 
noch in den verschiedensten Klassenräumen 
mürrische, gelangweilte oder ablehnende 
Gesichter. Wesentlich trägt sicherlich das gute 
Verhältnis zu den hervorragenden Lehrkräften 
bei. Herr Zorzi ist so ein Mann. Der Biologieleh- 
rer. Auch bei uns wurde es in den Medien 
bekannt: Vor einiger Zeit fuhr der deutsche 
Umweltminister nach Hermannstadt. Die ökologi- 
sche Gruppe der Schule hatte entdeckt, daß 
bundesdeutsche Giftfässer illegal gelagert wur- 
den. Sie begannen vor dem Deutschen Konsulat 
eine wochenlang dauernde Mahnwache. Mit 
Erfolg. Die Fässer sind wieder in der Heimat und 
der Minister schenkte der Öko-Gruppe einen 
Fotoapparat. Es werden eigene Zeitungen her- 
ausgegeben und immer wieder stelle ich fest, mit 
welcher Intensität Kontakte zu anderen Ländern 
aufgebaut und gehalten werden. Es gibt Verbin- 
dungen zu Gruppen in Ungarn, in Polen, usw. 
-Die Themen sind Giftmüll, Atomkraft, Solartech- 
nik, Mülltrennung oder Baumpflanzaktionen. Und 
auch hier wird wiederum ohne jegliche, offizielle 
Unterstützung gearbeitet. Damit das nicht 
mißverstanden wird - niemand ist gegen diese 
Aktivitäten. Aber es ist kein Geld vorhanden. Lei- 
der sind immer wieder engagierte Besucher 
anzutreffen, die wunderbare Vorschläge haben. 
Das ist nicht notwendig. Ideen, Kraft, Lust zum 
Handeln sind in außerordentlichem Maß vorhan- 
den. Es fehlt Geld. Das ist der einzige Punkt. 
Und es wird nicht erbettelt. 

In der Abendstimmung wandle ich 
durch die belebten Straßen. Endlich ist auch hier 
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die gesamte Altstadt für den Autoverkehr 
gesperrt. In solcher Ruhe konnte ich die schönen 
Häuser, die “Augen von Hermannstadt”, noch nie 
betrachten. Aus meinem Lieblingsantiquariat ist 
leider ein “Wurschtladen” geworden, wie mein 
Freund sagt. Stände mit Büchern und Zeitungen. 
In den Buchhandlungen Regale mit deutschen 
Büchern. Sehr junge Paare schlendern froh 
umher. Und wenn ein Freund seiner Freundin ein 
Geschenk machen möchte, dann tritt er an einen 
der Stände heran und kauft Ihr eine Banane. Wo 
sind in unserer Konsumwelt noch solche rühren- 
den Gesten zu finden ? 

In später Nacht ziehe ich mit Freunden 
durch die zahlreichen, neu entstandenen Wein- 
keller und Kneipen. Noch ist vielerorts das 
Ursprüngliche erhalten. Aber schon drängen sich 
die Gäste in glitzernden Bars, deren Mobiliar von 
Texas bis Bayern identisch ist. Bald werden es 
auch die Menschen sein. 9 Uhr Vormittags. Auf 
der Terrasse des Restaurants im Erlenpark warte 
ich auf eine Journalistin. Das Gelände war bis 
zum Umbruch nur Regierungsmitgliedern 
zugänglich. Das zahlreiche Personal steht in 
Winkel gedrückt. Es erscheint immer noch etwas 
ängstlich und unschlüssig in dieser veränderten 
Situation. Aber sie werden froh über ihre Arbeit 
sein. Viele verdienen nichts. Das Durchschnitts- 
gehalt beträgt zur Zeit 170 000 Lei. Rundgerech- 
net zweihundert Mark. Ein Urlaub in Sinaia 
kostet im Moment 108 000 Lei. Die Summe gilt 
pro Person für eine Nacht im Zweibettzimmer 
eines Drei-Sterne-Hotels, Frühstück extra 
berechnet. So steht es in der Zeitung. Es ist kein 
Wunder: In der Nacht griff ein Arbeitsloser zwei 
“Ordnungshüter” an.:“Nun muß er dreißig Tage 
lang nachdenken”, schreibt der Reporter. Erfreu- 
licher ist für mich die Meldung, daß die Handels- 
gesellschaft REMAT mit Gewinn arbeitet. zu ver- 
gleichen etwa mit SERO. Das hatte mir auch 
schon die Öko-Gruppe der Schule mitgeteilt. Sie 
sammeln und finanzieren dadurch ihre Arbeit. 60 
Lei wird für ein Kilogramm Altpapier gezahlt. 
Zufällig beginnt in dieser Märzwoche die Stadt 
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auch mit der Mülltrennung. Verschiedenfarbige 
Container werden aufgestellt. Gleichlaufend sind 
meine Bekannten erstaunt, die ersten buntbe- 
druckten Werbeblättchen in den Briefkästen zu 
finden. 

Inzwischen ist Frau Geaboc eingetrof- 
fen. Sie schreibt für die größte rumänische Zei- 
tung. Eine anerkannte und erfolgreiche Journali- 
stin. Sie spricht akzentlos Deutsch. Da wir uns 
sofort wie alte Freunde miteinander unterhalten, 
frage ich nach Ihrem Alter. “21 Jahre” antwortet 
sie. Es sei nicht ungewöhnlich, so jung bereits 
wichtige Positionen in den Medien zu besetzen, 
meint sie. Im Rundfunk arbeitet ein sechzehn- 
jähriger Redakteur. Und nicht etwa in einer Sen- 
dung für Jugendliche. Ebenso sieht es beim örtli- 
chen Fernsehen aus. Es fehlen überall die “Alt- 
eingesessenen”. Die Deutschen sind gegangen, 
viele Rumänen aus politischen Gründen gegan- 
gen worden. Dazu kommt dann der hohe Bil- 
dungsgrad auf Grund der harten Schule. Noch 
haben leider nur wenige Jugendliche die Chan- 
cen erkannt, die ihnen im eigenen Land geboten 
werden. Sie sehnen sich in die Ferne. Wir 
besichtigen die Redaktion des “RONDUL”. Idyl- 
lisch in einem der uralten Häuser untergebracht, 
herrscht Hochbetrieb. Computerschirme leuch- 
ten, Schreibmaschinen tackern, leises Flüstern 
an den zahlreichen Schreibtischen. Eine Straße 
weiter dann die Redaktion der “Hermannstädter 
Zeitung”. Auch hier wieder gediegenes Gemäuer, 
jahrhundertealtes Menschenwissen bergend. 
Eine sehr junge Frau bedient die hochmoderne 
Computeranlage. Eine Spende aus Deutschland. 
Stundenlang könnte ich Gespräche führen. Es 
bleibt zuwenig Zeit. Auch der Besuch im NEUEN 
FORUM ist viel zu kurz. Hier treffen sich deut- 
sche Gruppen zum Lernen, zum Feiern, zum 
Diskutieren. Jeden Mittwoch sammeln sich die 
örtlichen Gastlehrer zum Austausch. Das NEUE 
FORUM könnte Zentrale aller Aktivitäten sein, 
wird aber gerade von besonders agilen Men- 
schen mehr als bestimmende Behörde angese- 
hen. 


Am Abend bin ich Gast der Premiere 
im TEATRUL RADU STANCA. Es gibt eine 
rumänische und eine deutsche Abteilung. Letzte- 
re wird vom Regisseur Uli Hoch aus Berlin 
betreut. Alle drei Spieltage sind ausverkauft. Es 
war die Lerche” heißt das Stück von Kishon. 
Festlich gekleidete Menschen stehen im Foyer. 
Die Spannung auf das Ereignis ist dem Publikum 
anzumerken. Das wird auch während der Vor- 
stellung nicht anders sein. Für deutsche Theater 
ein Wunschauditorium. Auffällig sind die anknüp- 
fenden Gespräche in der Pause. Viele Anschrif- 
ten werden ausgetauscht. Das Theater dient 
nicht nur der Kunst. Es ist ebenso Kontaktbörse 
zwischenmenschlicher Beziehungen jeder Art. 
Großer Beifall zum Schluß für die Darstellenden 
und den Regisseur. Froh gestimmt gehen die 
Menschen. Ich sehe kein Auto abfahren. Es fehlt 
das Geld. An einen abschließenden Restaurant- 
besuch ist schon gar nicht zu denken. Nur der 
Begriff wirklicher Kultur zählt. 

Mein Aufenthalt neigt sich dem Ende 
entgegen. Noch einmal durchblättere ich auf 
dem Weg zum Bahnhof die Zeitungen: Zwei 
bundesdeutsche Bürger haben Medaillenstan- 
dard erreicht. Für Keilertrophäen. Sie besitzen 
das Jagdrecht in der Hermannstädter Umge- 
bung.” Auch bei der nächsten Meldung will sich 
mein Magen unnatürlich entleeren: “Ein liebens- 
werter Deutscher aus dem schönen Remscheid 
möchte gesunde(!) Rumänin kennenlernen. Im 
Mai 95 komme ich persönlich nach Sibiu und 
hole meine “Draga” in mein Heim.” Draculas Auf- 
tritt werde ich nicht miterleben. Wie wohltuend 
dagegen der Anblick der geschäftig eilenden 
Menge. Zahlreiche Frauen hinter den Lenkrädern 
der Fahrschulwagen. Ein Symbol für den Auf- 
bruch in ein selbstbestimmtes Leben. Mein letz- 
ter, bleibender Eindruck von Hermannstadt sind 
die vielen lachenden, fröhlich spielenden Kin- 
dern. Michael Meinicke/März 95 


(Aus technischen Übermittlungsgründen ist die 
rumänische Scheibweise nicht unbedingt richtig.) 
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Die Sibienii Pacifisti 
Friedensfreunde in Rumänien 


ae März diesen Jahres besuchte Michael Meinicke die “Sibienii Pacifisti”. Er sprach bei 
zehn Tassen Tee mit Constantin Lacatus, dem Präsidenten dieser Vereinigung für Pazifismus 


und gegen Rassismus. 


In den Schaufenstern eines ehemaligen Ladens 
im Zentrum des siebenbürgischen Hermannstadt 
(Sibiu) sind zahlreiche Zettel, Plakate und Aufkle- 
ber zu sehen. Hier residieren die"’Hermannstäd- 
ter Pazifisten”. Der Ladenraum ist von einer 
Stellwand unterteilt, wodurch im hinteren Teil ein 
Büro geschaffen wurde. Die Atmosphäre, das 
schöpferische Chaos, unterscheidet sich in 
ie von alternativen Arbeitsstätten in Deutsch- 
and. 

Der Verein gründete sich 1990. Anlaß waren die 
Ereignisse beim Sturz der Ceausescu-Diktatur. 
Sibiu hat die nach Bukarest bedeutendste Hoch- 
schule für Militärkadetten. Der Stolz der Stadt. 
Die Kadetten jagten in der Umbruchsituation die 
Securitate - die rumänische Stasi. Doch die 
Bevölkerung war gelinde gesagt erstaunt, als 
damals in drei Tagen eine Million Schuß verbal- 
lert wurden. Noch heute sind in der gesamten 
Stadt irrsinnige Einschußlöcher erkennbar. 
Damals starben neunzig Menschen überwiegend 
durch Querschläger. Der größte Teil der Einwoh- 
ner empfand die mangelnde Ausbildung “unserer 
Jungs” als Schande und erkannte: Wehe, wenn 
sie losgelassen. Die Jungmilitärs feuerten 
damals blindlings ‘hinter fast jeden Busch, an 
dem mal ein Securitate-Mann vorbeigelaufen war 
und in manches Cafe, in dem mal einer der blut- 
besudelten Ceausescu-Garde saß. 

Vor diesem Hintergrund fanden die Pazifisten für 
Ba: ihrer Gruppe einen starken Rück- 

alt. 


Mittellos - aber nicht ziellos 
600 Mitglieder zählt die Vereinskartei - Tendenz 
steigend. Mitglierisbeiträge sind die einzige finan- 
zielle Grundlage. Dazu kommt die Hoffnung auf 


Spenden. Die Stadt gewährt keinen Zuschuß, 
abgesehen von einem geringen Mietnachlaß. 
Zeitweilig ist eine Sekretärin anwesend, entlohnt 
mit einer extrem geringen Aufwandsentschädi- 
gung. Herr Lacatus ist Idealist und bekommt des- 
halb für den 20-Stunden-Tag nichts. Trotzdem 
erscheint alle zwei Monate eine kleine Zeitschrift 
in vier Sprachen: Rumänisch, Ungarisch, 
Deutsch und Englisch. - für deutsche Initiativen 
kaum vorstellbar. Der zukunftsträchtige Titel: 
Mäine*Morgen*Holnap*Tomorrow! 

Die Statutsziele sind etwas seltsam in der Aus- 
drucksweise, z.B.: Ä 

* für die Kultivierung des Dialogs und des Ver- 
standes an Stelle von ideologischen Antagonis- 
men und irgendeiner Art von Hegemonismus. 
* für die Förderung und Anerkennung der demo- 
kratischen Methoden in den internationalen 
Beziehungen,in deren Folge Demokratie zu 
einem natürlichen Hintergrund in allen Nationen 
wird. 
* für den Verzicht auf Anwendung von Gewalt 
und Bedrohung durch Gewalt unter allen Verhält- 
nissen. 

Doch zum einen wird in Siebenbürgen ein ‘altes’ 
Deutsch gesprochen und außerdem ist vielen 
Menschen die bisherige Herrschaftssprache 
noch geläufiger, als es ‘moderne’ Formulierun- 
gen wären. Wichtig sind allein die bisher erreich- 
ten Fakten. 

So wurden enge Kontakte zu Organisationen in 
aller Welt geschaffen, z.B. zum ‘National Peace 
Council Tanzania’ oder zum INLAP (Institut for 
Law and Peace/U.K.). Auch zur IDK (Internatio- 
nale der Kriegsdienstverweigerer) bestehen Kon- 
takte. Im Mai 1994 war die Initiative Ausrichter 
einer Friedenskonferenz der Balkanländer. 


en EEE 


telegraph 5/95 


2) 


Demonstrationen zu verschiedenen Anlässen Durften die Uniformierten früher aus Mangel an. 


rufen reges Presseecho hervor. Benzin mit ihren Hubschraubern nur selten abhe- 
| ben, so tummeln sie sich jetzt täglich im Tiefflug 

Aussicht auf Dienstzeitreduzierung und zwischen den Wohnblöcken. Bisher gibt es kaum 
abstürzende Hubschrauber Erfahrungen, dagegen vorzugehen. So ist die Ini 


Die Rumänische Regierung beschäftigt sich der-- an allen Infos zur Thematik interessiert. 
zeit mit der Verminderung des Pflichtwehrdien- 

stes von 18 auf 12 Monate. Auch ein KDV- Wer sich mit der Initiative in Verbindung setzen 
Gesetz wird erwogen. Der Anstoß dafür ging möchte, sollte es tun. Ich war sehr froh, diese 
ebenfalls von den ‘Sibienii Pacifist' aus. starke Kraft ‘hinter den-Bergen’ zu erleben. Es 
Im Zentrum Sibius befinden sich drei Kasernen- kann in den erwähnten Sprachen geschrieben 
gelände, so groß wie Stadtbezirke. Auf den werden. Selbstverständlich sind auch Spenden 
Stadtplänen sind sie als ‘weiße Flecken” mar- jeder Art erwünscht. Neben Geld ist Kopierpapier 
kiert. Die Initiative kämpft zur Zeit für die Verle- wichtig. Am menschlichsten ist jedoch ein regel- 
gung einer Kaserne an den Stadtrand. Das mäßiger Briefkontakt und Erfahrungsaustausch. 
Militär soll eben von außen schützen, wird argu- Und wer einmal nach Sibiu fahren sollte, kann 
mentiert. Die Gebäude könnten dann z.B. als die folgende Anschrift direkt aufsuchen und 
Internate für Studierende an der schnell wach- Herrn Lacatus mit Dank für seine Arbeit die Hand 
senden Universität genutzt werden. In diesem schütteln: Ä 

Fall geht es um die Kasernen an der Strada Str. Mitropolici Nr.26 / 2400 Sibiu, ROMANIA. 
General Vasile Milea. Mag die Argumentation Tel. +40 694 18178. Fax. + 40 694 11881. 
vielleicht zu unterwürfig erscheinen - sie ist ledig- Michael Meinicke/gh 
lich schlau den Verhältnissen angepaßt. 


Arche Nova 
Rezension zu einem neuen Buch zur DDR-Umweltbewegung 


Red: Die folgende Rezension des bereits im letzten “telegraph” erwähnten Buches über das 
Grüne Netzwerk Arche leidet ein wenig daran , daß bei Leserinnen sehr spezifische Vorkennt- 
nisse der DDR-Oppositionsgeschichte und ein besonderes Interesse an dieser vorausgesetzt 
wird. Wir bringen den Beitrag trotz solcher Erwägungen und trotz seiner Länge, weil er viele 
interessante Überlegungen enthält (und wir uns nicht erneut dem Vorwurf aussetzen wollen, 
Zensur auszuüben). 


Noch bevor das Buch in der Umwelt-Bibliothek sent noch erreichbar. Da die Schlüsselübergabe ( 
vorgestellt werden sollte, gab es eine Gegendar- nicht bis ins Einzelne besprochen worden war, 
stellung. Wolfgang Rüddenklau, einziger verblie- standen die Besucher vor verschlossenen Türen. 
bener Mitarbeiter der Umwelt-Bibliothek (UB), Ein kleiner Skandal: Die Umwelt-Bibliothek boy- 
der die Auseinandersetzung mit der Oppositions- kottiert eine fest abgesprochene Arche-Veran- 
gruppe Arche im Jahr 1988 miterlebte und mit- staltung! Plötzlich trat wieder der alte Zwist zwi- 
bestimmte, schrieb sie eigens für diese Veran- schen den beiden DDR- Oppositionsgruppen 
staltung und war an diesem Abend weder prä- zutage, der vor allem deshalb grotesk anmutet, 
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weil beide Gruppen inzwischen in die politische 
Bedeutungslosigkeit gefallen sind. 

Jenes Buch, “ARCHE NOVA; Oppositi- 
on in der DDR; Das "Grün-ökologische Netzwerk 
Arche” 1988-90”, herausgegeben von Carlo Jor- 
dan und Michael Kloth und erschienen im Berli- 
ner BasisDruck-Verlag, scheint alte Wunden auf- 
zureißen. | 
Das ursprüngliche Anliegen der Herausgeber 
bestand darin, die fünf “ARCHE NOVA’-Hefte, 
erschienen von 1988 bis 1990, neu aufzulegen. 
Weil es unzureichend schien, diese Neuauflage 
allein und ohne Hintergrundinformationen her- 
auszugeben, wurden Texte von acht verschiede- 
nen Autorinnen und Autoren beigelegt. 

Zu der Neuauflage der “ARCHE 
NOVA” - Hefte selbst ist anzumerken, daß mit 
dem Weglassen einiger Artikel “mit einigem 
Gewinn für die Lesbarkeit” (s. 10) Authentizität 
verloren geht, denn diese erschließt sich oftmals 
aus unwichtig erscheinenden Kleinigkeiten. 
Wenn ‘man schon die mühevolle Arbeit des 
Abschreibens aller Hefte machte, dann hätte es 
nicht geschadet, wenn jedes Wort übernommen 
worden wäre. In den einzelnen Inhaltsverzeich- 
| nissen werden aber alle Artikel erwähnt und die 

nicht Abgedruckten besonders vermerkt. Still- 
schweigend wird vom Wissen der Leser ausge- 
gangen, daß die “ARCHE NOVA” im A-4-Format 
erschien. Ein gutes Drittel des Buches machen 
die acht kommentierenden Texte aus, welche 
sich eigentlich auf die Arche selbst konzentrieren 
und weniger auf die “ARCHE NOVA”- Edition. 


Als Einführung in die gesellschaftliche . 


Situation in der DDR, in der junge Menschen zu 
den Friedens- und Umweltbewegungen kamen, 
steht der Aufsatz von Christian Halbrock: “Stör- 
faktor Jugend”. Er beginnt mit der Absetzung 
UÜlbrichts 1971 und der damit verbundenen Hoff- 
nungen auf eine Liberalisierung, die bei der Kon- 
ferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa 1975 in Helsinki einen Höhepunkt hatten 
und mit der Ausweisung Biermanns auf ultimati- 
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ve Grenzen verwiesen wurden. Er geht er auf 
das Schul- und Erziehungssystem ein, welches 
die Aussteiger der achtziger Jahre durchgegan- 
gen waren. Er bemerkt, daß es nur die Wenig- 
sten waren, die sich dem Leistungsdruck und der 
ideologischen Fremdbestimmung aktiv entge- 
genstellten. Mit der Einführung des Faches 
Wehrerziehung für die neunten und zehnten 


‘Klassen bekam die Militärisierung der Gesell- 


schaft eine neue Qualität. Mir ist es übrigens bis 
heute unerklärlich, wie sich der saloppe Begriff 
“Wehrkunde” vor allem auch über die Westmedi- 
en transportiert, im Volksmund durchsetzte. 
“Wehrerziehung” trifft eigentlich im wahrsten 
Sinne des Wortes auf das zu, was beabsichtigt 
wurde: psychologische und praktische Vorberei- 
tung auf den Atomkrieg. 
Jugendprotestbewegungen orientierten 
sich an westlichen Vorbildern, entwickelten aber 
ein eigenes “ostdeutsches” Profil. Dieses wurde 
geprägt durch die starre politische Haltung der 
Regenten, die in der Jugendpolitik bis auf die 
Akzeptanz von modischen Äußerlichkeiten wie 
langen Haaren keine Liberalisierung zuließen. Es 
ist nicht einfach, das gesellschaftliche Umfeld 
und die Erlebniswelt von Jugendlichen knapp zu 
umreißen. So scheinen mir einige Stellen als zu 
verkürzt dargestellt, obwohl sie sachlich nicht 
falsch sind. Beispielsweise trifft das auf die Aus- 
wirkungen der Biermann-Ausweisung zu, die von 
der neuen Protestgeneration der Punks nicht 
mehr als so einschneidend zur Kenntnis genom- 
men wurde. Etwas bedauerlich fand ich, daß 
Christian Halbrock, der viele Aktionen mitvorbe- 
reitete und durchführte, es bei der Aufzählung 
einiger beläßt und nicht weiter darauf eingeht. 
Dadurch hätte der Aufsatz an Leben gewonnen 
und die fließenden Übergänge von Jugendpro- 
test zu politischem Protest wären deutlicher 
erkennbar gewesen. Das zeigt sich am Beispiel 
der Aktion “Fegen für den‘ Frieden” im Jahre 
1984, die vor allem auch dazu gedacht schien, 
die Sicherheitskräfte an der Nase herumzuführen 
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Von Anfang an gab es hohes Geschichtsbewußtsein: Das Gründungsfoto der 


und seinen Spaß daran zu haben. Generell 
besteht hier noch Bedarf zur historischen Aufar- 
beitung. 

Der zweite Aufsatz: “Akteure und 
Aktionen der Arche” von Carlo Jordan, maßgebli- 
cher Avantgardist der Arche, ist für Außenste- 
hende ein lesenswerter Einstieg in die Problema- 
tik. Mit dem gleichen Unverständnis wie vor sie- 
ben Jahren behandelt er die gegen die Arche 


erhobenen Vorwürfe und wiederholt die alten 


eigenen Positionen. Einige werden daraus Stur- 
heit ableiten, andere dagegen Aufrichtigkeit und 
Beharrungsvermögen. Im übrigen gibt es überall 
einen Hang zur positiven Betrachtung der eige- 
nen Geschichte. Allerdings finden sich Darstel- 
lungen, die faktisch nicht richtig sind: “In den 
oppositionellen Basisgruppen war das Konzept 
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eines koordinierenden, regional orientierten 


_ Netzwerkes allerdings nicht unumstritten. Einige 


favorisierten das Modell der ‘Kirche von Unten’ 
(KvU) mit dem Ziel, kirchliche Gruppen und 
schließlich die Kirche selbst zur offenen Oppositi- 
on gegen den SED-Staat zu treiben und - nach 
dem Vorbild der "Theologie der Befreiung‘ - in 
den Basisgruppen selbst die 'bessere’ Gesell- 
schaft vorwegzunehmen.” (S. 37) Die KvU war 
ein Zusammenschluß von Menschen aus ver- 
schiedenen Gruppen. Die meisten von ihnen 
kamen zwar aus der Offenen Arbeit, deren Mit- 
streiterinnen und Mitstreiter solidarisch und ein- 
fach miteinander umzugehen und also eine “bes- 
sere” Gesellschaft zu leben versuchten, weil sie 
miteinander lebten. Doch erwuchs daraus kein 
homogener Anspruch für die KvU schlechthin. 
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Die UB konnte unmöglich diesen Anspruch tei- 
len, denn sie war als Bibliothek und Arbeitskreis 
thematisch und zeitlich fixiert. In der Theologie 
der Befreiung, wenn sich überhaupt in der Offe- 
nen Arbeit damit auseinandergesetzt wurde, sah 
man eine emanzipatorische Bewegung unter 
anderen kulturellen, historischen und gesell- 
schaftlichen Verhältnissen, keinesfalls aber ein 
Vorbild. 

Auch Arche-Leute verlangten zuweilen 
von kirchlichen Amtspersonen verbindliche Posi- 
tionen ab, wo die Politik der Kirche alles andere 
als durchschaubar war. Aber Menschen in die 
Opposition zu “treiben” war weder vorgesehen 
noch möglich. Diese Behauptung ist nicht nur 
falsch, sondern auch gefährlich, denn sie assozi- 
iert den Vorsatz einer offenen und bedingungslo- 
sen Konfrontation gegen den DDR-Staat. Revi- 
sionistische Geschichtsfälscher haben nun einen 
“Fakt” mehr in der Hand, um das Agieren der 
Staatssicherheit rechtfertigen zu können. 

Aber die von C. Jordan geschilderte 
Ausgangssituation, aus der sich das “Drei- Säu- 
len- Modell” entwickelte, ist authentisch. Wieso 
sollte sich nicht zu den Umwelt- Bibliotheken und 
den von ihnen herausgegebenen Info-Blättern 
ein intensiveres Kommunikationssystem ent- 
wickeln, das über die jährlichen Ökologiesemina- 
re hinaus ging? Wenn C. Jordan schreibt, daß 
“auf dem 4. Okologieseminar im November 1987 
ein erster Plan für einen "Umweltbund” als Netz- 
werk eigenständiger Basisgruppen diskutiert wor- 
den war” (S. 37), verschweigt er, daß diese Idee 
auf Ablehnung stieß. Anderenfalls wäre nämlich 
als Impuls für die Gründung der Arche jenes 
Oko-Seminar im Gründungsaufruf benannt wor- 
den und die UB hätte in ihren Reaktionen gegen 
die Arche darauf eingehen müssen. In Bezug auf 
die Ursachen des Arche- UB-Konfliktes greift C. 
Jordan zeitlich zurück: “Auf der praktisch- politi- 
schen Ebene entzündete sich der Streit bei- 
spielsweise an dem Abbruch der Mahnwache an 
der Zionskirche durch Wolfgang Rüddenklau. 
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Obwohl erst eine der vier Forderungen der 
Demonstranten - die Freilassung der inhaftierten 
UB-Mitglieder - erfüllt worden war, rief er zum 
Abbruch auf...” (S. 38) Das liest sich so, als hätte 
W. Rüddenklau wie ein unwilliger Hausherr das 
Licht einer Ausstellung ausgeknipst: “Tut mir leid, 
aber die Partie ist vorbeil”* Zwölf Tage Mahnwa- 
che rund um die Uhr, gegen den Willen der Kir- 
chenleitung durchgesetzt und damit eine von der 
Amtskirche nicht rückhaltlos unterstützte Protest- 
form, zehrten an der nervlichen und vor allem an 
der physischen Substanz der Demonstrantinnen 
und Demonstranten. Mit der Freilassung der 
Inhaftierten wurde ein Erfolg erzielt, mit dem so 
bald nicht gerechnet worden war. Zwar hatte das 
Wort der fünf Haftentlassenen (und nicht nur der 
einen Person) ein gewisses Gewicht bei der 
Entscheidung darüber, ob die Mahnwachen aus- 
gesetzt werden sollten. Beenden konnten sie 
diese genausowenig wie sie sie begonnen hat- 
ten. Übrigens war eine Forderung der Mahnwa- 
che die Einstellung der Repressalien gegen kriti- 
sche Bürger. Da hätte die Mahnwache bis auf 
den jüngsten Tag des SED- Staates demonstrie- 
ren können. 

Es gibt in der Geschichte der DDR- 
Opposition in den achtziger Jahren mehrere Bei- 
spiele dafür, daß nicht ausgesprochene und 
nicht ausgetragene persönliche Differenzen zwi- 
schen einzelnen Pesonen auf thematische 
Gebiete verlagert und scheinausgetragen wur- 
den, was bis zur Gründung von neuen Gruppen 
führte. “Anführerfiguren” trugen ihren Streit aus, 
indem sie mittels Sachargumenten Stimmen aus 
der Gruppe zu gewinnen versuchten. Die Emo- 
tionalität, mit der der Konflikt zwischen Leuten 
aus der Arche und der UB ausgetragen wurde, 
hatte jedenfalls nicht nur inhaltliche und struktu- 
relle Ursachen. 

Aber es wäre falsch, die Gründung der Arche, 
nur auf Guru- Geschichten zu verkausalisieren. 

Mißverständlich ist die Formulierung, 
daß sich eine “linke Mehrheit” der UB (S. 38) im 
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Nachhinein mit der Veröffentlichung einer “Neu- 
jahrsbotschaft” nicht einverstanden erklärte. 
Rekrutierten sich also die Arche- Befürworter aus 
einer “rechten Minderheit”? 

Wenn W. Rüddenklau in seiner Gegen- 
darstellung die Basisdemokratie der KvU und der 
UB als Alternative zur Repräsentanten- Demo- 
kratie und zu Parteien hervorhebt, zu denen er 
die Arche zuschlägt, argumentiert er an der Wirk- 
lichkeit vorbei. Die Arche hatte ursprünglich 
keine aus den Gruppen autorisierten Repräsen- 
tanten. Abgesehen von den wenigen Gründungs- 
vertretern aus anderen Regionen war sie eine 
Gründung ohne Basis, die sie aber später mehr 
fand und erschloß, als alle anderen Gruppen 
zuvor. Mit der Netzwerkdebatte begann eine 
“Diskussion”, die auch für andere Basisgruppen 
durchaus lehrreich gewesen wäre. Ihre inhaltli- 
che Relevanz war zeitgemäß. Da der Streit aber 
meist nur hinter verschlossenen Türen und im 
Ton von bitteren Vorwürfen und ausweichenden 
Erklärungen geführt wurde, nahmen Außenste- 
_ hende ihn oft .nur als einen internen UB-Clinch 
zur Kenntnis. | 

Der von R. Rüddenklau in seiner 
Gegendarstellung dokumentierte Zersetzungs- 
plan der Staatssicherheit verschärfte sicher die 
Situation, war aber nicht die Ursache der Ausein- 
andersetzungen. Erfolg konnten solche Pläne 
nur in Gruppen haben, in denen gegenseitiges 
Vertrauen leicht zu erschüttern beziehungsweise 
bereits erschüttert war. 

Während die UB - Leute argumenitierten, daß die 
konsequente inhaltliche Arbeit der Gruppen vor 
Ort zwangsläufig auch zu einer Vernetzung von 
unten führen würde, meinten die von der Arche, 
daß ein übergeordnetes Netz diesen Prozeß 
konstruktiv vorantreiben würde. Das zeigt sich an 
der im Buch mehrfach aufgegriffenen Formulie- 
rung nach der “das Rad nicht immer wieder neu 
erfunden werden müsse”. Jedenfalls hörten die 
UB- Leute deutlich den Vorsatz heraus, daß eine 
übergeordnete Zentrale mit Sitz in der UB instal- 


liert werden sollte. In den Umwelt- Blättern 
6/1988 heißt es dazu: “Stattdessen versuchen 
die Arche- Leute von oben die Gruppen zu the- 
matischer Arbeit anzuleiten und deren fehlendes 
Selbstbewußtsein durch Instrumentalisierung zu 
ersetzen. In typischer Politikermasche versuchen 
sie sich eine irgendwie geartete Vertretung zu 
verschaffen, indem sie die richtigen Fragen stel- 
len lassen, und falsche Antworten geben. Inso- 
fern ist die Arche nur nominell demokratisch und 
förderal. Tatsächlich dient sie der Profilierung 
einer Handvoll Funktionäre.” 

Darauf kam der Vorwurf, daß der anar- 
cho- sektiererische Anspruch der UB für die 
gegenwärtige Situation nicht mehr ausreichend 
sei. Es müsse gehandelt werden, denn die 
Umwelt sterbe unter den Fingern weg. Es gab 
aber auch Stimmen in der UB, die den Gedan- 
ken einer neuartigen Vernetzung plausibel fan- 
den und sich über das Geschrei darum herum 
wunderten. Letztlich ging es ja um ein gemeinsa- 
mes Ziel. Selbst eine konfliktreiche Zusammen- 
arbeit hielten sie für besser als gegenseitige 
Boykotte und Behinderungen. Sie konnten sich 
nicht durchsetzen, wurden vielleicht nicht einmal 
zur Kenntnis genommen. 

Mißtrauisch wurde in der UB beobach- 
tetet daß sich die drei Arche-Gründungsmitglie- 
der, die noch UB-Mitarbeiter waren, ohne 
Absprachen ein Büro in der Zionsgemeinde ein- 
richteten und die Strukturen und Kontaktadres- 
sen wie auch den Namen der UB benutzten. 
Auch für die Zionsgemeinde war es schwer 
nachvollziehbar, daß das Baubüro, in dem C. 
Jordan als Bauleiter arbeitete, außerdem als 
Anlaufpunkt für die Arche benutzt wurde. Die UB 
und damit auch die Zionskirchgemeinde hatten 
eine exponierte Stellung in der DDR, was nicht 
nur staatlichen Stellen mißfiel, sondern auch der 
Kirchenleitung und manchen Gemeindekirchen- 
ratsmitgliedern. Es schien nicht ratsam, die 
Zionsgemeinde mit der Einrichtung einer neuen 
“Öko- Zentrale” weiter zu belasten. 
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mann, die schließlich auch noch im Jahre 1990 die Grüne Partei um mehrere hunderttausend Mark erleich- 


terten 


Schließlich kam es Ende Mai zum end- 
gültigem Hinauswurf der Arche, die dann in der 
Friedrichshainer Andreas- Marcus- Gemeinde 
unterkam. Von einem “kalten” Rausschmiß” (S. 
42) kann aber nicht die Rede sein, denn bereits 
im Februar stand fest, daß die Arche sich um 
neue Räume bemühen würde. Aber die DDR war 
doch nicht groß genug, um sich ganz und gar 
aus dem Wege gehen zu können. Beide Grup- 
pen waren auf dieselben Strukturen angewiesen, 
beispielsweise die Kontakte zum Westen und zu 
ihren Medien. (Übrigens wurde der Spitzname 
“Medien- Siggi” später auch von C. Jordan 
benutzt.) Verbindungen und Freundschaften zu 
den gleichen Leuten aber auch zwischen Mitar- 
beiterinnen und Mitarbeitern beider Gruppen, 
denen der Streit einfach zu blöd war, bestanden 
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weiter fort. Im Prinzip wurde weiter zusammen- 
gearbeitet. 

So wurde die “Arche Nova” in der 
Druckerei der UB gedruckt, für einen Stunden- 
lIohn von 3 Mark für die Druckerinnen und 
Drucker. Das Erscheinen der ersten Nummer 
löste Respekt und Unverständnis zugleich aus. 
Zum einen war man von der für die damaligen 
Verhältnisse guten Druckqualität beeindruckt und 
über den hohen zuweilen wissenschaftlichen 
Anspruch. Mit Erstaunen wurde festgestellt, daß 
die Arche kompetente Leute mobilisieren konnte. 
Empört war man aber über den Preis dieses Hef- 
tes, der doppelt so hoch war, wie die Umwelt- 
Blätter. Doch anhand der großen Nachfrage 
mußten auch Kritiker zugeben, daß die 5 Mark 


akzeptiert wurden. 
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Bei einem wichtigen Streitpunkt, der in 
vielen Gruppen kontrovers diskutiert wurde, 
bezogen Arche und UB stellvertretend für die 
Gruppen unterschiedliche Positionen. Es ging 
dabei um das Problem mit den Ausreisern, das 
nach der Januar- Affäre drastisch zutage trat und 
als ein eigentliches Anzeichen der DDR-Realität 
von den Gruppen kaum zur Kenntnis genommen 
wurde. C. Jordan analysiert die Schwierigkeiten 
mit dem Umgang der Ausreiser zutreffend. Es 
fehlt aber eine Situationsbeschreibung, die die 
Vorbehalte in den Gruppen gegen die Ausreise- 
willigen verständlich macht. Die Ausreiser bra- 
chen in unsere kleine über die Jahre erschaffene 
Welt hinein und drohten sie zu zerstören. Erin- 
nert sei nur an öffentliche Veranstaltungen, bei 
denen sich Ausreiser demonstrativ vor West- 
Kamerateams stellten und Interviews gaben. Die 
wenigsten von ihnen wußten, worum es in den 
Veranstaltungen selbst ging. In den Westmedien 
waren unsere Inhalte fast nur noch Nebensache. 
Es gab Abende, an denen zwanzig oder dreißig 
Bürger in ihren modernen Stonewash-Klamotten 
in der UB- Galerie herumstanden, sich gegensei- 
tig beäugten und kaum ein Wort sprachen. Viel- 
leicht wäre es hilfreich gewesen, die Ausreiser 
als eine neue Randgruppe zu definieren, analog 
zu den Hippie- oder Punkgruppen, aus denen 
auch etliche Oppositionelle selbst kamen. Dis- 
kussionen über die Ausreiser entschieden sich 
aber an der Frage, ob man mit ihnen zusammen 
etwas machen könne oder nicht. Immerhin gab 
es ja unter ihnen auch studierte Fachkräfte, 
deren Wissen nach ihrem Ausstieg aus der 
Gesellschaft brach lag. Dieses Wissen war ein 
zweifelhaftes Kapital, weil es jederzeit auf Abruf 
in den Westen stand. Die Geschichte der Arche 
hat gezeigt, daß es nicht nur möglich war, dieses 
Wissen zu nutzen, sondern auch mit ihm verant- 
wortungsvoll umzugehen. Das Netzwerk- Modell 
war auch deshalb erfolgreich, weil es das Fach- 
wissen von Menschen urbar machte, ohne daß 
diese erst einen gewissen persönlichen Status in 


den Gruppen erreichen mußten. 

Lesenswert ist auch das Kapitel “Grü- 
ner Internationalismus”, in dem es um die 
Zusammenarbeit mit dem internationalem Netz- 
werk “Greenway” geht. Leider werden einzelne 
Treffen nur erwähnt und die Leser erfahren zu 
wenig über die Strukturen und die Arbeitsweise 
dieses Bündnisses, in dem Ende der achtziger 
Jahre immerhin sieben Ostblockstaaten vertreten 
waren. Im Kapitel “Die Arche und die Stasi” zählt 
der Autor einzelne Arche- Mitarbeiter auf, die für 
das MfS arbeiteten und hebt dabei den “Fall 
‘Reiner Schumann’ (Falk Zimmermann)” beson- 
ders hervor. Dieser gehörte zu denen, die den 
Konflikt zwischen Arche und UB besonders vor- 
antrieben, indem er unter anderem C. Jordan 
und W. Rüddenklau gegenseitig auszuspielen 
versuchte. Leider wird Rebecka Münz (IM “Mar- 
kus Hirsch”) mit keinem Wort erwähnt, obwohl 
sie in der Anfangszeit der Arche eine wichtige 
Rolle gespielt hat. 

Unter der Überschrift "Der DDR-Zweig 
am grünen Baum” kommt der Autor auf die 
Gründung der Grünen Partei. Mir war es bislang 
unbekannt, daß bereits im Herbst 1984 über die 
Erschaffung einer “Sektion” nachgedacht wurde, 
in der Umweltgruppen der DDR zusammenge- 
faßt werden sollten. Leider wird nicht genügend 
auf das Thema eingegangen. Daß die Anbin- 
dung dieser Sektion an die westdeutschen Grü- 
nen auf den Widerstand von Leuten stieß, denen 
“die ganze Richtung nicht” (S. 65) paßte, ist ver- 
ständlich. Damit wäre die Selbstständigkeit der 
DDR-Gruppen in Frage gestellt worden. Mit die- 
ser quasi deutschen Einheit konnte in der DDR 
keine Offentlichskeitsarbeit geleistet werden. 
Außerdem galten die Grünen bei vielen schon 
damals als zu etabliert. Mit welcher Begründung 
ein eigens formulierter Vorschlag vom Bundes- 
vorstand der Grünen abgelehnt wurde, bleibt 
unklar. Kurios ist der Gedanke, daß sich mit der 
Zulassung einiger “grüner” Mandate im Rahmen 
der Nationalen Front die Basisgruppen nicht 


telegraph 5/95 


schlecht gewundert hätten. Für die Kommunal- 
wahlen 1989 versucht die Arche jedoch genau 
dieses zu erreichen, indem sie sich erfolglos 
darum bemüht, unabhängige Kandidaten einer 
“Grünen Liste” auf die Liste der Nationalen -Front 
zu setzen. Die einzelnen Bemühungen, um die- 
ses zu erreichen, werden nicht erzählt. 

Bezüglich der Grünen Partei heißt es 
auf der Seite 66: “1988 kam der Impuls für die 
Gründungsdiskussion jedenfalls nicht mehr aus 
dem Westen, sondern von der neuen grünen 
Bewegungen Osteuropas.”. Sachlich unverständ- 
lich sind mir die folgenden Sätze, bei denen ich 
nicht verstehe, worum es dabei geht: “Aus der 
Zusammenarbeit mit dem osteuropäischen Netz- 
werk "Greenway’ wurde die Netzwerk-Idee auf 
die Arbeit der DDR-Umweltbewegung übertra- 
gen, die so gewissermaßen ein Netzwerk im 
Netzwerk’ bilden sollte. Wie erwähnt machte die 
Berliner Umwelt Bibliothek den Netzwerk-Akteu- 
ren gleich nach der Gründung der Arche den 
Vorwurf, eine Partei aufbauen zu wollen. Doch 
Ende 1987/Anfang 1988 ging es uns wirklich 
allein um den Aufbau eines arbeitsfähigen Netz- 
werkes.” Was ist das “Netzwerk im Netzwerk”? 

Ein Thema, das meiner Meinung nach 
zu kurz kommt, ist die Vorbereitung und Durch- 
führung der Auszählung der Wahlergebnisse von 
1989 in den einzelnen Wahllokalen. Gerade weil 
sich die Arche eine neue Basis aus der “unpoliti- 
schen” Bevölkerung erschlossen hatte, konnte 
sie viele Menschen dafür mobilisieren. Die Stim- 
mauszählung war die letzte Aktion, vielleicht die 
einzige, an der sich alle Berliner Basisgruppen 
gemeinsam beteiligten. Allen war klar, daß die 
Regierung ihre Legitimation aus den Wahlen 
berief. 

Mißverständlich ist die Darstellung, 
daß auf der Berliner “Greenway”-Konferenz 1989 
die Entscheidung für die Gründung der Grünen 
Partei fiel. Brauchte es für diese Entscheidung 
eine internationale Konferenz? Im übrigen erfah- 
ren die Leser ansonsten nichts über die Inhalte 
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und den Verlauf dieses Treffens, genausowenig 
über vorausgegangene “Greenway”-Konferen- 
zen. 

Daß die Grüne Partei unabhängig von 
der Kirche sein sollte ist klar, nicht aber, daß sie 
“damit auch unabhängig von dem Netzwerk agie- 
ren” (S.67) sollte. Schließlich sind später Arche- 
Aktivisten zu Partei-Aktivisten aufgestiegen. Am 
Ende bekommen die Kritiker doch recht, die von 
Anfang an in der Arche eine parteiähnliche Insti- 
tution gesehen haben. Auf der Seite 69 heißt es 
nämlich: “Nach vielen Hürden vollendete die 
Arche im November 1989 mit der Gründung der 
"Grünen Partei in der DDR’ auf dem 6. Ökologie- 
seminar ihre direkte politische Aufgabe.” 

Wie gesagt, ist der Aufsatz von C. Jor- 
dan aufschlußreich, trotz mancher “weißen 
Flecken” und (meiner Meinung nach) unrichtiger 
Darstellungen. Seine Aussagen werden in den 
Texten der anderen Mitautoren stellenweise 
angezweifelt, ohne daß sie sich dabei direkt auf 
ihn beziehen. Ein Beispiel dafür ist der Grundte- 
nor der elfseitigen Niederschrift von Ullrich Neu- 
mann, der auf der Seite 82 schreibt “All unserem 
Tun von damals stehe ich durchaus kritisch und 
distanziert gegenüber.” Seine Distanziertheit 
schlägt sich im ganzen Text nieder, der allge- 
mein salopp, manchmal spannend, aber auch 
stellenweise ekelhaft zynisch ist, durchweg aber 
gut lesbar. So schreibt er auf der Seite 81: “Ein 
paar “Verrückte“ Bürgerrechtler, im Huckepack 
zahlreiche Ausreiser, hatten Honeckers verfrüh- 
ten Osterspaziergang zu den kommunistischen 
Heroen geschändet. Die Missetat - das Zeigen 
einiger Plakate mit originalen , aber unliebsamen 
Luxemburg-Zitaten - hatte schnell konkrete 
Ergebnisse: Manche durften fortan in der Freien 
Welt des Westens regelmäßig den ’Spiegel‘ 
lesen, Einige auch den antifaschistischen 
Schutzwall aus der Perspektive der Universität 
Cambridge "genießen’. Die daheim gebliebenen 
Hardliner erzürnten solche Eskapaden sehr. 
Schließlich verläßt man als hartgesottener Unter- 
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grundkämpfer nicht wegen: ein paar Jahren 
angedrohtem Knast die angeknackste Diktatur. 
Wer bliebe schließlich übrig für die Revolution? 
Das war Verrat in den eigenen Reihen.” U. Neu- 
mann ging im Sommer 1988 in den Westen und 
baute dort eine Arche-Gruppe auf, die vor allem 
aus ehemaligen DDR- Bürgern bestand. Sein 
Verdienst ist es, der Arche im Osten Arbeitsma- 
terial verschafft zu haben und ihre Pressearbeit 
im Westen zu koordinieren. U. Neumanns 
Schreibstil pendelt zwischen Begeisterung für 
das Abenteuerliche, das die DDR-Opposition an 
sich hatte und Abgeklärtheit, im Ton: “reden wir 
nicht weiter darüber”. Diese Dualität ist schon 
aus der Überschrift erkenntlich: “Was war, war 
wenig viel” Unterwegs von dem einem Stim- 
mungsextrem zu dem anderem erzählt er auf 
dem kürzestem Weg schnell und unkompliziert. 
Dabei entsprechen die im Schnelldurchlauf 


geschilderten Eindrücke nicht immer der Realität. 


“Die einen schrien nur noch, die anderen - jah- 
relang hatten sie zusammengearbeitet - sagten 
einander nicht mehr Guten Tag.” (S.81) Glückli- 
cherweise gab es unter den “anderen” immer 
noch einige Leute, die sich mehr als Guten Tag 
sagten. “Die Politiker von morgen waren alles 
andere als ein positives Beispiel.” (S. 81) Von 
allen an dem damaligen Konflikt Beteiligten ist 
nur ein einziger Politiker geworden. Unklar ist die 
Formulierung: “Man hatte im Kleinen vollkommen 
die Rolle verinnerlicht, die der Gegner Staat im 
Großen praktizierte. Aktivisten und unverbesserli- 
che Idealisten waren sie und wir, die besseren 
Menschen aber nicht.”. Bessere Menschen als 
wer? Trotz der geradezu gehässigen Auseinan- 
dersetzungen zwischen einzelnen UB- und 
Arche- Leuten würde ich keinem von ihnen die 
bösartige Energie zutrauen, mit der Stasi-Büttel 
das Fertigmachen von Menschen betrieben. 
Nicht ganz richtig ist U. Neumanns Darstellung, 
nach der es faktisch keine Unterstützung aus 
dem Westen gegeben hat. Vielleicht meint er 
damit die ominöse “Steuerzentrale” nach der die 


Staatssicherheit bis zum Schluß forschte. Kurz 
danach zählt er nämlich doch Hilfsleistungen aus 
dem Westen auf, die vor allem von Roland Jahn 
besorgt wurden und ohne die auch die Arche 
kaum zu ihren Erfolgen gekommen wäre. Es gibt 
aber auch Textstellen, die es verdient hätten, 
besonders hervorgehoben zu werden. Immer 


mehr gerät nämlich in Vergessenheit, daß die 


bundesdeutschen Parteien - mit Ausnahme der 
Grünen - die Opposition ignorierten, stattdessen 
lieber mit der DDR-Staatsführung klüngelten und 
damit das realsozialistische System sanktionier- 
ten. Lebendig schildert der Autor scheinbare 
“Nebensächlichkeiten” um die sich für die Her- 
ausgabe der ersten ARCHE NOVA bemüht wer- 
den mußten (“200 000 Blatt Papier im Sozialisti- 
schen Einzelhandel” S. 88). Auch die Geschich- 
te mit der innerkirchlichen “Registriernummer” 
“AKÜ 1/88” (S.88) ist witzig, doch wurde damit 
das so oft im Buch erwähnte Rad ein zweites 
mal erfunden. Der “mOAning star”, Infoblatt der 
Berliner Offenen Arbeit, benutzte seit seiner 
ersten Ausgabe im Dezember 1985 die “Regi- 
striernummer” OA 4711 01. Spannend ist die 
Entstehungsgeschichte des Filmes “Bitteres aus 
Bitterfeld” erzählt. Das letzte Kapitel behandelt 


die IM- Tätigkeit von F. Zimmermann und die 


kaltschnäutzige Art, wie er sich heute dazu ver- 
hält. Mit der Giftmüllkippe “Freiheit III” greift der 
Autor um Schluß noch einmal kurz das Thema 
Bitterfeld auf und bringt es in Zusammenhang 
mit dem Zudeckeln unliebsamer Probleme aus 
der DDR- Zeit: “Nach der Wende schoben Bull- 
dozer einfach Erde darüber...”(S. 92). 

U. Neumanns Engagement für die 
Arche wird eigentlich erst von der nachfolgenden 
Autorin, Belinda Cooper gewürdigt, die als Kurier 
zwischen der Koordinierungsgruppe in der DDR- 
Hauptstadt und des Westberliner Arche-Abzwei- 
ges pendelte. Als Amerikanerin nicht im DDR- 
Mief aufgewachsen, stand sie mit ihrer Arche- 


Mitarbeit gleichermaßen “drinnen wie draußen”. 


Sie bereichert das Buch um den für mich span- 
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Während einer Greenway-Konferenz: Mitte links Andrea Dunai, rechts daneben Falk Zimmermann (IM 
"Reinhard Schuhmann') j 


nendsten Text. Schlüssig benennt sie “die 
unglückliche Tendenz auch bei Oppositionellen, 
gewisse Propagandamomente des Staates DDR 
zu verinnerlichen” (S. 99) und “eine klare Ten- 
denz, nicht über den eigenen Tellerrand hinaus- 
zuschauen” (S: 105), als Eigenschaften, die uns 
seinerzeit anhafteten. Ein anderer Kritikpunkt ist 
die Feststellung, daß sie und Andrea Dunai, die 
als ungarische Staatsbürgerin auch in den 
Westen fahren konnte und für die Arche Kurier- 
aufgaben übernahm, nie einen Gesamtüberblick 
über die Situation der Arche bekamen. Teils aus 
konspirativen Gründen, “teilweise vielleicht aber 
auch, weil wir ausschließlich mit Männern 
zusammenarbeiteten, die uns nie ganz ernst 
nahmen. Die "Führung der Opposition bestand 
bekanntlich mehiheitlich aus Männern. Im Osten 
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wie im Westen.” 

Der Arche-UB-Konflikt war für B. Coo- 
per nicht von großer Bedeutung. Es war Zufall, 
daß sie gerade mit den Arche- Leuten. bekannt 
wurde, sie fand ihr Konzept richtig und begann 
sich für sie zu engagieren. Sie kritisiert die Klein- 
lichkeiten in den Ostgruppen und deren Ignoranz 
gegenüber der Arbeit der West-Arche, die U. 
Neumann aufgebaut hatte. Kurz zählt sie die 
Anstrengungen auf, die für eine Lobbyarbeit im 
Westen nötig waren. B. Cooper meint, daß die 
Arche (West) nie als eigenständige Untergruppe 
anerkannt und eher als Beschaffungsverein für 
Westgeld und technische Geräte angesehen 
wurde. Nach der Grenzöffnung kam es schließ- 
lich zum Bruch mit der Ost-Gruppe und zur Auf- 
lösung der Arche (West). 
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Der Text von Sieglinde Hieke stellt in 
gewisser Weise eine Neuartigkeit dar. Eine ehe- 
malige “Ausreiserin” erzählt über. ihre Arbeit in 
der Arche, ohne dabei verkrampft nach Entschul- 
digungen für das “Makel” Ausreise zu suchen. 
Sie sagt, daß ihr ursprünglicher Grund für die 
Mitarbeit in der Arche tatsächlich die Hoffnung 
gewesen ist, damit ihre Ausreise zu beschleuni- 
gen. Über ihre ersten Eindrücke schreibt sie: “Als 
Neuling gab es kaum eine Möglichkeit, das Ver- 
trauen dieser ‘Chefs’ zu gewinnen. Ich hatte das 
Gefühl, daß sie sich vollständig abschotteten.” 
(S. 116) Sehr bald aber ließen sie und ihr Mann 
sich vom Enthusiasmus der Arbeit anstecken, so 
daß die Gedanken an eine Ausreise in den Hin- 
tergrund rückten. Dennoch entschlossen sie sich 
im März 1989 für den Ausreiseantrag, dem 
schon nach einigen Tagen stattgegeben wurde. 


PER 


Uli Neumann (Mitte) und Carlo Jordan (rechts) bei einem Arche-Treffen 


In Westberlin machten sie in der West- Gruppe 
weiter und erlebten dort die Stimmung und den 
Umgang miteinander offener und viel weniger 
verkrampft als im Osten. Auch sie verspürte das 
Mißtrauen der Ost-Gruppe gegenüber der West- 
berliner Arche. Das Ende dieser Gruppe schildert 
sie ziemlich drastisch: “Die ‘Chefs’der Arche 
waren kurz nach der Wende nach West-Berlin 
gekommen, um 'Rechenschaft‘ für die bisherige 
Arbeit unserer Gruppe zu fordern und um die 
Arche (West) unter den Schutz und die Befehls- 
gewalt der Zentralmacht Arche (Ost) zu stellen. 
Bevor es soweit kommen konnte, löste sich 
unsere kleine Gruppe auf.” 

Der nächste Autor, Joachim de Haas, 
berichtet über sieben Seiten von der Perleberger 
Umweltgruppe, und verlegt damit den Schwer- 
punkt außerhalb der DDR- Hauptstadt. Zunächst 
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wird auf die Umweltsituation in dieser Region 
eingegangen und auf die Gründung der kleinen 
Basisgruppe. Ausschlaggebend für ihre Zusam- 
menarbeit waren vor allem auch die schlechten 
Erfahrungen, die sie in der Umwelt- Bibliothek 
gemacht hatten. Zwar hatte diese Gruppe auch 
ihr Verteilerfach in der UB, doch wurde es entge- 
gen getroffenen Absprachen selten genug mit 
aktuellem Material versorgt, Weiter heißt es: 
"...Vor allem hinterließ die Arroganz, mit der eini- 
ge den “Provinzlern’ begegneten, nicht den Ein- 
druck bei uns, als ob eine Zusammenafbeit wirk- 
lich erwünscht sei.”. Dagegen fühlten sie sich 
von den Arche- Leuten ernst genommen. Alle 
drei Mitglieder beteiligten sich an der Grün- 
dungsversammlung der Arche und gestalteten 
ihre Entwicklung aktiv mit. Im Vorfeld der Wende 
kam es zu einer Grundsatzdiskussion innerhalb 
der Perleberger Gruppe über die weitere Orien- 
tierung. Einige sprachen sich für projektbezoge- 
nes Arbeiten aus, wie das Erstellen und Überprü- 
fen von Umweltdaten, andere dagegen wollten 
eher privat ökologisch leben und damit eine Art 
Vorbildfunktion ausfüllen. Als es nach der Wende 
zu Parteigründungen kam, fiel die Gruppe aus- 
einander. 

Rüdiger Rosental greift eines der sein- 
erzeit am heftigsten diskutierten Themen auf: die 
Westmedienarbeit der Arche. Noch einmal 
benennt er die Argumente für diese Arbeit, näm- 
lich die öffentliche Information über gesellschaftli- 
che Probleme in der DDR und den Selbstschutz 
einiger Engagierte, der sich aus ihrer Popularität 
ergab. Aber die Abschiebung mehrerer oppositio- 
neller Prominenter während der Januaraffäre "88 
beweist, daß es da keinen Automatismus gab. 
Mit einigen Beispielen belegt der Autor, wie stark 
sich das MfS auf die Kontakte von Oppositionel- 
len zu den Westmedien konzentierte. Ein eige- 
nes Unterkapitel behandelt den “Einfluß der 
Stasi-Informanten auf die Arche-Medienarbeit”. 
So versuchte eine mit IM’s durchsetzte Gruppe 
immer wieder die Medienarbeit unter ihre Kon- 


trolle zu bringen. Ob es sich dabei speziell um 
die Gruppe “Umweltrecht” handelte, geht nicht 
eindeutig hervor. Auch den Arche-UB- Konflikt 
interpretiert R. Rosental als eine Auseinanderset- 
zung, die sich vor allem an der Medien- 
Geschichte aufzog. In der Tat hatte die Stasi 
anhand der quer durch die Gruppen geführten 
Mediendiskussion eine Möglichkeit, den “inner- 
kirchlichen Differenzierungsprozeß” voranzutrei- 
ben. So verwehrte Gottfried Gartenschläger, 
Pfarrer der Gemeinde Alt- Friedrichsfelde und IM 
“Barth” der Arche wegen ihrer Aktivitäten in den 
Westmedien seine Räume. Die Leserinnen und 
Leser bekommen viele interessante Detailinfor- 
mationen. Darunter befinden sich auch Kuriositä- 
ten, wie die Erwähnung der Sendereihe “Tippel- 
tips” im DDR- Fernsehen. Als Reaktion auf den 
Bitterfeld-Film der Arche wurde in einer der “Tip- 
peltips”-Folgen versucht, landschaftliche Schön- 
heiten im Bitterfelder Raum darzustellen. R. 
Rosenthal, als ein Fürsprecher der Zusammenar- 
beit mit Westmedien, belegt damit die Richtigkeit 
der von der Arche bevorzugten Arbeitsweise. Es 
gibt aber auch etliche Belege darüber, daß man 
selten über die Darstellung der eigenen Inhalte in 
westlichen Publikationen bestimmen konnte. Ich 
persönlich kenne keinen Artikel über die DDR- 
Opposition in den Westmedien, mit dem ich mich 
damals voll und ganz einverstanden erklären 
konnte. Besonders übel waren die Aufmachun- 
gen in Revolverblättern, mit denen aber allge- 
mein nicht zusammengearbeitet wurde. Es ist 
richtig, mit “Radio Glasnost” ein Beispiel der 
Gegenöffentlichkeit zu benennen. Doch lassen 
R. Rosenthals Schilderungen den Eindruck ent- 
stehen, als habe es sich dabei nur um ein Medi- 
um der Grünen Bewegung gehandelt. 

In der Retrospektive halte ich beide 
Positionen, Westmedien ja oder Westmedien 
nein, für nachvollziehbar und richtig. Im Prinzip 
hat jede Basisgruppe in ausländischen Medien 
veröffentlicht, auch wenn einige von diesen nicht 
kommerziell waren. 
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Etwas mehr Aufmerksamkeit verdient 
der Aufsatz von Hans Michael Kloth: “Grüne 
Bewegung, Grünes Netzwerk, Grüne Partei; Ein 
politologischer Versuch.” Drei Wurzeln benennt 
der Autor, aus der sich politischer Protest in der 
DDR “nährte”(S. 145). Aber die DDR bestand 
eben nicht nur aus einem komplexen Bündel von 
Friedens- Umwelt- und Menschenrechtsproble- 
men. Beispielsweise lassen sich Jugendprotest- 
bewegungen und oppositionelle Künstlerkreise 
zwar irgendwie in das Thema Menschenrechte 
unterbringen, doch waren sie keine “Menschen- 
rechtsgruppen”. Wie schnell es von der Schub- 
fach-Orientierung zu unrichtigen Rückschlüssen 
kommt, beweist die vom Autor getroffene Fest- 
stellung, daß im Unterschied zu den Friedens- 
und Menschenrechtsgruppen “die Okologiebewe- 
gung ideengeschichtlich keine unmittelbar DDR- 
spezifischen Anknüpfungspunkte” (S. 145) hatte. 
Natürlich konzentrierten sich die Menschen- 
rechtsgruppen auf die DDR- Situation. Doch ihre 
“ideengeschichtlichen” Anknüpfungspunkte gin- 
gen auf jahrhunderte alte Freiheitsbewegungen 
zurück und wurden durch die 68-er Bewegung 
international und blockübergreifend fokussiert. 
Jedenfalls war der Begriff “Menschenrechte” 
bereits vor der Konferenz von Helsinki in der 
DDR bekannt. Das Agieren der Menschenrechts- 
gruppen beschränkte sich jedenfalls nicht auf die 
Puppenstube DDR. Dazu gibt es etliche Doku- 
mente und es ist ärgerlich, darauf hinweisen zu 
müssen. Für die Ökos war der sterbende Regen- 
wald eine wichtige rationelle Komponente, aber 
die abgestorbenen Baumstumpen im Harz oder 
im Erzgebirge standen sozusagen vor der Hau- 
stür. Das waren DDR-spezifische Anknüpfungs- 
punkte. Wenn sich mit der Okologiebewegung 
ein neuer Zweig der DDR-Opposition entwickel- 
te, dann war er ein Zweig der Friedens- und 
Menschenrechtsbewegung. Die “Untauglichkeit” 
der bisherigen Oppositionsgruppen allein mit der 
Öffentlichwirksamkeit der Arche beweisen zu 
wollen scheitert an der Tatsache, daß die Oko- 


Bewegung an andere Ausgangsbedingungen 
anknüpfen konnte. Zerstörte. und bedrohte Öko- 
tope waren lokale Größen, über die man mit 
Anwohnern, Industriearbeitern und bisweilen 
auch mit kommunalen Politikern öffentlich disku- 
tieren konnten. Mit welchen Kommunalpolitikern 
hätte man öffentlich über Menschenrechtsbelan- 
ge reden können? H.U. Kloth schlußfolgert auf 
der Seite 148 richtig: “ Während die politisch 
wertgeladenen Themen ‘Frieden’ und ‘Men- 
schenrechte” eine Negativreaktion des Staates 
fast automatisch auslösten, war das Thema Öko- 
logie für die SED nicht ohne weiteres in negative 
Kategorien einzuordnen.” Doch fälschlicherweise 
hält er die Oko- Bewegung für eine alternative 
Basisbewegung, die sich von den damaligen 
Friedens und Menschenrechtsgruppen getrennt, 
wenn nicht gar unabhängig von ihnen entwickelt 
hat. 

Alle drei Etappen, an denen er die 
Neuartigkeit der DDR-Ökologie- Bewegung fest- 
macht, hatten auch Mitarbeiterinen und Mitarbei- 
ter anderer Basisgruppen persönlich durchge- 
macht: Betroffenheit, Bestandaufnahme, Kritik. 
Ansonsten bekommen die Leser einen umfas- 
senden Einblick in die offizielle DDR-Umweltpoli- 
tik als Ausgangssituation für die Umweltbewe- 
gung der Arche. Das gesamte Buch erhält erst 
an dieser Stelle eine gewisse Komplexität, weil 
ein gesellschaftlicher Hintergrund skizziert wird. 

Der Begriff “Vernetzung” zieht sich wie 
ein roter Faden durch die Texte fast aller Auto- 
ren. H. M. Kloth braucht fünf Buchseiten, um die 
Diskussionen noch einmal zu rekapitulieren und 
bringt dabei nichts Neues ein. Das einzig Neue 
ist die Schärfe, mit der er über die Versuche 
urteilt, Basisdemokratie in der DDR zu leben, zu 
gestalten und sie notgedrungen auch zu verteidi- 
gen. Fast durchweg wird der Begriff Basisdemo- 
kratie mit Gänsefüßchen bedacht, an einigen 
Stellen finden sich Formulierungen wie “dogmati- 
sche Basisdemokraten”. Ich akzeptiere solche 
Äußerungen von Menschen, die sich mit Bitter- 


telegraph 5/95 


” 
an 


Parallell zum 


telegraph 5/95 


keit an die alten Geschichten erinnern. Da es 
nicht sicher ist, ob H. M. Kloth je einmal den 
SED-Staat von innen in Augenschein genommen 
hat, verliert das Buch an solchen Stellen nicht 
nur Glaubwürdigkeit, sondern auch an Würde. 

Vielleicht bewirkten es gerade die per- 
manenten Vorwürfe gegen die Arche, daß sie 
sich über längere Zeit nicht zu einer zentralisti- 
schen Quasi-Partei entwickelte. Jederzeit stan- 
den ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unter 
dem Druck, sich als dezentrales Netzwerk darzu- 
stellen. Auch H. M. Kloth kommt zu keiner ein- 
deutigen Entscheidung darüber, ob die Arche 
eine Partei war oder nicht. Ein “Kleiner Exkurs 
zum Parteibegriff” (S. 161) mag ja beweisen, daß 
der Autor das eine und andere über dieses 
Thema gelesen hat, doch hilft es nicht weiter, 
wenn er die Öffentlichkeit darüber in Kenntnis 
setzt. Dem Ruf der Arche, die sich immer als ein 
dezentrales Netzwerk dargestellt hat, kommt die- 
ser Exkurs nicht gerade zugute. H. M. Kloth 
zitiert die Ansichten des Mitbegründers der Sozi- 
aldemokratischen Partei, Martin Gutzeit: “Die 
"Parlamentaristen’ forderten also nichts anderes 
als den Schritt aus der Unverbindlichkeit einer 
losen Bewegung in die organisierte Verbindlich- 
keit einer Partei.” (S. 165) Die den “losen” Grup- 
pen und den Parteien jeweils zugeordneten 
Eigenschaften haben keine Zwangsläufigkeit: 
Sensibilisierung für gesellschaftliche Probleme 
und öffentlicher Protest entstehen durch die Ver- 
bindlichkeiten zwischen “losen” Basisbewegun- 
gen aber die organisierte Unverbindlichkeit der 
_ Parteien verhindert die gesellschaftliche Umset- 
zung im Staat. Bestenfalls bequemen sich Partei- 
en, sich des einen oder anderen Problemes 
anzunehmen, um es für ihre Machtpolitik zu 
gebrauchen. Nachvollziehbar ist der Gedanke, 
daß mit der Gründung von Parteien oder par- 
teiähnlichen Zusammenschlüssen in der Zeit vor 
der Wende sich der Wunsch ausdrückte, eigene 
politische Positionen realpolitisch in die Tat 
umzusetzen. Aber dieser Gedanke wird von H. 


M. Kloth nicht klar ausgedrückt. 

Weiter folgen umständliche Beschreibungen von 
Arche-Aktivitäten, die in der Substanz keine Neu- 
igkeiten einbringen. Allenfalls läßt sich der Autor 
an manchen Stellen zu haarsträubenden Pau- 
schalisierungen hinreißen wie: “In der Tat ließ 
sich kaum leugnen, daß die alternative Oppositi- 
onszene trotz aller basisdemokratischen Rhetorik 
von Berlin aus und dort von einigen wenigen 
charismatischen Persönlichkeiten betrieben 
wurde, daß Entscheidungen - wenn sie denn ein- 
mal zustande kamen - regelmäßig rückgängig 
gemacht oder zerredet werden konnten. Von 
inhaltlicher oder organisatorischer Bestimmtheit 
konnte nicht die Rede sein.” (S. 167 ff.) Einige 
Seiten später zählt er aber vier weitere DDR- 
weite oppositionelle Vernetzungsformen auf. 
Sollte es doch inhaltliche und organisatorische 
Bestimmtheit auch außerhalb der Arche gegeben 
haben? Im letzten Kapitel “Ein undiplomatisches 
Fazit” stellt sich der Autor die Frage, “Warum 
kam die Grüne Partei so spät?”. Ich halte es für 
unrichtig, aus dem Fehlen eines “Organisations- 
vorsprungs” gegenüber den anderen Parteien 
und parteiähnlichen Gruppierungen die relative 
Erfolglosigkeit der Grünen Partei herzuleiten. Die 
großen bundesdeutschen Parteien setzten im 
Wahlkampf andere Schwerpunkte, lockten mit 
großartigen Versprechungen und waren am 
Ende damit erfolgreich. 

Im Großen und Ganzen ist das Buch 
eine wertvolle Bereicherung der Literatur über 
die DDR- Oppositionsgeschichte. Man sollte die 
verpatzte Buchvorstellung in der UB wiederho- 
len. Immerhin ergeben sich aus dem alten UB- 
Arche-Zwist interessante Anknüpfungspunkte, 
die bis heute ihre Gültigkeit haben. Ich denke 
dabei an die Frage, ob thematische Zusammen- 
arbeit trotz persönlicher Konflikte und trotz unter- 
schiedlicher Auffassungen über Sinn und Unsinn 
von parlamentaristischen Strukturen möglich ist. 

Molti 
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“ W. Rüddenklau: Da nun einmal ständig davon die Rede ist: Ja, ich habe damals tatsächlich gefordert, daß die 
Mahnwache beendet wird, und die Sache ist mir ziemlich peinlich. Das war so: Bert Schlegel und ich wurden 
gegen 9 Uhr frühmorgens aus dem Stasigefängnis entlassen, und, als wir in der Zionskirchgemeinde ankamen, 
gleich in die Pastorenwohnung gezerrt. Dort wurden wir von Rechtsanwalt Schnur (IM “Torsten”), Stadtjugend- 
pfarrer Hülsemann, Pfarrer Simon (und im Hintergrund am Telefon Konsistorialpräsident Manfred Stolpe (IM 
‘Sekretär”)) bearbeitet, daß wir uns für die Beendigung der Mahnwache einzusetzen hätten. Bert und ich hatten 
im Stasiknast den wesentlichsten Umbruch des letzten Jahrzehnts nicht mitbekommen und begannen allen Ern- 
stes zu glauben, daß auf Grund der geschickten Verhandlungen Schnurs und Stolpes unsere Befreiung gelungen 
wäre. In dieser Situation brachte uns der IM Torsten dazu ein Schniftstück zu unterschreiben, indem wir für den 
Abbruch der Mahnwache votieren, außerdem ein anderes Schriftstück, daß wir wegen der angespannten Situati- 
on und in unserem eigenen Interesse in Zukunft nur noch unseren Anwalt Schnur für uns reden lassen. Das war 
natürlich saublöd. Aber davon abgesehen war das Ganze von Seiten der Kirchenfunktionäre ja nur ein Putsch- 
versuch gegen die Mahnwache. Genau besehen hatten Bert und ich nicht weniger und nicht mehr Recht zu ent- 
scheiden, ob es weiter geht oder nicht. Entsprechend murrend wurde auch mein Statement aufgenommen und 
ich merkte, daß ich hier irgend etwas völlig falsch verstanden habe. Der vorläufige Abbruch (“Aussetzung”) kam 
dann Tage später auch nicht wegen dieses meines Statements, sondern weil der Gemeindekirchenrat durch- 


drehte und wir schlecht an zwei Fronten kämpfen konnten. 


Meldungen 


“Aufstand des Gewissens” im Thüringer - Ende der Straße standen jeweils mehrere Bullen- 


Landtag 

Erregung löst zur Zeit in Thüringen eine Wander- 
ausstellung aus, die jetzt auch im Erfurter Landtag 
zu sehen ist: “Aufstand des Gewissens” will den 
militärischen Widerstand gegen Hitler und das NS- 
Regime 1933-1945 darstellen, läuft aber auf eine 
Verherrlichung des Militärs hinaus. Wer will, kann 
auch einen 723-seitigen Katalog gleichen Geistes 
bestellen, der von einem “Militärgeschichtliche For- 
schungsamt” erstellt wurde. Kritik löste in der 
Öffentlichkeit insbesondere die abträgliche Darstel- 
lung von Deserteuren aus. Daß das kein Zufall ist, 
zeigte der hinhaltende Widerstand der offiziellen 
Thüringer Stellen gegen die Errichtung eines Denk- 
mals für den unbekannten (Wehrmachts)deserteur 
Anfang Mai in Erfurt 


Razzia in Chemnitz 
Das Hallenser Infoblatt “Subbotnik in LA” Nr. 71 
bringt einen Augenzeugenbericht von Dürko zur 
Razzia in einem vietnamesischen Asylbewerber- 
heim: 
“Am 07.04.95 sperrten etwa 30 uniformierte Bullen 
die Chemnitzer Lohrstraße ab. Am Anfang und am 


autos und es gab weder rein noch raus. Ansch- 
ließend drangen sie in die zumeist von Vietname- 
sinnen bewohnten Häuser ein und durchkämmten 
diese. Dabei waren auch etliche Zivilbullen dabei, 
welche sich fast alle mit schwarzen Haßkappen 
vermummt hatten. Die Bullen gingen bei den dann 
folgenden Festnahmen mit ziemlicher Agressivität 
und reichlich Gewalt vor. So wurde ich z.B Augen- 
zeuge, wie ein festgenommener Vietnamese mit 
dem Gesicht auf eine halboffene Mülltonne 
gedrückt wurde. Am nächsten Tag konnte Mensch 
lesen, daß bei einer anderen Festnahme einer 
unbewaffneten Vietnamesin sogar in den Hals 
geschossen wurde. Bad Kleinen läßt grüßen! 

Von 41 Festgenommenen wurden letzt- 
lich 7 inhaftiert. Mensch denkt sich was soll das. 
Aber wenn mensch bedenkt, daß Innenminister 
Eckert in den nächsten Jahren mehrere tausend 
Vietnamesinnen nach Hause abschieben lassen 
will, dann gehen so manche Lichter auf. Sicher 
wurde in der Hoffnung Schwarzhändler und Ziga- 
rettenschmugler zu erwischen mit der ganz großen 
Kelle zugeschlagen, um diese dann abschieben zu 


können. 
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Neues aus der “bunten Stadt am Harz” 
Nach monatelangen Ankündigungen wurde Ende 
Februar die militante neofaschistische “Freiheitliche 
Arbeiterpartei” (FAP) vom Bundesinnenminister ver- 
boten. Dabei kam es auch im Landkreis Wernigero- 
de zu sieben Hausdurchsuchungen. Dort war der 
zahlenmäßig mit ca. 80 Mitgliedern und Sympathi- 
santen größte Kreisverband der FAP aktiv. Es ist zu 
vermuten, daß seine Mitglieder sich lange vor dem 
Verbot neu organisiert haben. Auf der einen Seite 
wurde mit dem “Jugendbund e.V.” die Möglichkeit 
geschaffen, an staatliche Fördergelder u.a. aus 
dem “Aktionsprogramm gegen Gewalt” (AGAG) der 
Bundesregierung zu gelangen. Inzwischen scheint 
jedoch den Verantwortlichen zu dämmern, was der 
“Jugendbund” unter Gemeinnützigkeit versteht: So 
griffen mehrere Faschos in der Silvesternacht in 
Ermangelung anderer Opfer die Polizei auf dem 
Marktplatz unter Anrichtung erheblichen Sachscha- 
dens an. Ermittlungen laufen u.a. gegen drei Mit- 
glieder des Jugendbundes. 

Laut eines Artikels von Rudi Ratlos in der “Jungen 
Welt” hatte der 17jährige Vorsitzende des “Jugend- 
bund”, Marcel Günther, für den 11.2.1995 zu einem 
Konzert mit den rechten Bands “Freikorps” und 
“Boots Brothers” eingeladen. Auch die verbotenen 
Bands “Elbsturm” und “Doitsche Patrioten” waren 
angereist, angeblich, um den musikalischen Ent- 
wicklungsstand der anderen Bands zu beurteilen. 
Der Zusammenhang zur FAP-Infrastruktur wurde 
deutlich, als bekannt wurde, daß die Veranstalter 
mit über 600 Rechtsrockfans auch aus Hamburg, 
Berlin und München rechneten. Der Landkreis, um 
sein Touri-Image besorgt, verbot das Konzert und 
alle Ersatzveranstaltungen im Landkreis. Trotzdem 
reisten 54 Nazimusikfreundinnen an, die mit einem 
Platzverweis belegt wurden. Ein weiteres Mal 
bewies der Jugendbund seine Gesinnung, als meh- 
rere Mitglieder in Magdeburg nach Angaben ihres 
Vorsitzenden eine Personalienkontrolle eines linken 
Jugendlichen auf ihre Art durchführen wollten. 
Nachdem sie ihn zusammengeschlagen hatten, 
raubten sie ihm die Geldbörse. Die Polizei der Lan- 
deshauptstadt ermittelt gegen sieben Vereinsmit- 
glieder. Dies bewog die Stadt nun zum Handeln: 
Der Harzblick, Treffpunkt des Vereins, bleibt 
abends geschlossen, die Gewalttäter haben Haus- 


verbot in allen städtischen Jugendklubs. Eine ande- 
re Struktur bietet sich da schon eher als FAP- 
Ersatz an: in Ilsenburg residiert ein sog. “Deutscher 
Freundeskreis Nordharz”, der sich offen für das 
gesamte Rechtsaußen-Spektrum sieht. Der DFN ist 
vermutlich Sammelbecken für Mitglieder der NPD, 
der “Republikaner” und der “Deutschen Liga für 
Volk und Heimat”. Querverbindungen gibt es zur 
Harzfront des Steffen Hupka (Vernetzung für Qued- 
linburger, Thalenser und Blankenburger Faschistin- 
nen) und zu Goslarer Nazis (vor allem “Junge 
Nationaldemokraten” (JN) - Jugendorganisation der 
NPD). Der DFN gibt den sog. “Nordharz-Infodienst” 
heraus, in dem sowohl die Harzfront als auch die 
Wernigeroder FAP schon vorgestellt wurden. 
Aus: Maulwurf, antifaschistische Zeitung für den 
Ostharz, Nr. 7 


Der Jugendbund e.V. - Hintergrundinformatio- 
nen! 

Am 08.12.’94 wurde in Wernigerode der Verein 
"Jugendbund Wernigerode e.V.” unter der Nr. VR 
449 in das Vereinsregister aufgenommen und als 
gemeinnützig bestätigt. Dieser Jugendverein ist ein 
Zusammenschluß rechter Jugendlicher, die sich als 
Skinheads bezeichnen, friedlich sind, doitsch den- 
ken und fühlen. So steht in der Satzung des Ver- 
eins: “Der Verein sieht es als seine Aufgabe an, 
durch Angebote in Kultur, Sport, Kunst und in der 
individuellen Freizeitgestaltung Offerten zu schaffen 
und somit die Jugendlichen vor Kriminalität zu 
schützen. ... Die Aktivitäten des Vereins beziehen 
sich anfangs auf die Schaffung eines Jugendzen- 
trums. “Wenn man jedoch die Mitglieder des 
“Jugendbundes” kennt, muß es einfach schwerfal- 
len, das zu glauben. So haben Vereinsangehörige 
führende Rollen bei Straftaten gespielt, z.B. gehen 
das Abbrennen des Wernigeroder Jugendklubs 
“Subway”, der versuchte Mord an einem Ilsenbur- 
ger Radfahrer, die Randale am 30.04.'94 in Schier- 
ke, Überfälle auf den Penneklub, die Ausschreitun- 
gen zum Jahreswechsel und viele weitere Verbre- 
chen auf ihr Konto. In der Satzung werden Ziele 
genannt, die bei genauerer Betrachtung den wah- 
ren Charakter der Vereinigung widerspiegeln. “För- 
derung des Kulturgeistes, Gründung einer Jugend- 
band” - Sie wollen Konzerte organisieren und 
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haben zwei “Ol-Bands” ins Leben gerufen. “Förde- 
rung von Randgruppen, Fahrten zu geschichtlich 
kulturellen Plätzen”, zu deutsch: Eine Gruppe 
Rechtsradikaler fährt zu bedeutenden Stätten des 
dritten Reiches. Ich könnte die ganze Satzung zer- 
pflücken und permanent zweideutige Aussagen fin- 
den, dies würde aber den Rahmen sprengen. Nur 
noch eine kleine Anmerkung zum Vorstand. Er 
setzt sich aus stadtbekannten und überregional 
bekannten Schlägern zusammen und ist sicherlich 
nicht geeignet, Jugendliche von Kriminalität fernzu- 
halten. Übrigens sitzen zur Zeit mindestens drei 
Jugendbundmitglieder wegen Gewalttätigkeiten in 
U-Haft. Wenn der Verein sein erklärtes Ziel verwirk- 
licht und ein rechtes Jugendzentrum aufbaut, wer- 
den wir uns auf einiges gefaßt machen müssen. 
Susi. 

aus: Maulwurf, antifaschistische Zeitung für den 
Ostharz, Nr. 7 


“Acheron” - Zeitung aus Ostthüringen/Sachsen 
erschienen 

Seit April diesen Jahres gibt es eine neue Zeitung, 
den “Acheron”, aus Thüringen/Sachsen, der von 
. Gruppen aus Plauen, Chemnitz, Gera gemacht 
wird. Hauptträger der Zeitung scheint jedoch der 
Infoladen “Tierra y Libertad” in Plauen zu sein, da 
dieser als Herausgeber in Erscheinung tritt. 
Der Acheron ist ein Fluß, der den Hades, die 
Totenwelt der griechischen Mythologie, umgibt. Er 
fließt nur langsam, fast scheint er stillzustehen. Als 
Name der Zeitung erscheint er in Bezug auf ein 
Zitat von Rosa Luxemburg von 1919: “Die hüb- 
schen Pflänzchen einer braven, zahmen, verfas- 
sungsmäßigen, deutschen Revolution, die Ordnung 
und Ruhe wahrt und als erste und dringendste Auf- 
gabe den Schutz des kapitalistischen Privateigen- 
tums betrachtet, dieses Pflänzchen geht zum Teu- 
fel: der Acheron ist in Bewegung geraten!” Was 
auch immer das heißt, für die Macherinnen bedeu- 
tet es dieses, “Der Fluß aus dem Schattenreich, der 
für Unbeweglichkeit, Ausweglosigkeit und Tod 
steht, wird überwunden, die Menschen nehmen ihr 
Schicksal sozusagen selber in die Hand.” Doch so 
mystisch wie es scheinen mag, ist diese Zeitung 
nicht. Sie hat jeweils ein Schwerpunktthema, wel- 
ches ausführlicher, also wohl mit mehreren Beiträ- 
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der von inhaltlichen Debatten bis hin zu Veranstal- 
tungshinweisen innerhalb der Region gehen soll. 
Inhaltlich geht es um den gesamten Themenkom- 
plex linker Politik 

Ansonsten bewegt der Acheron sich auf 
der Ebene von politisch fest strukturierten Gruppen, 
wie zum Beispiel der AABO, fast könnte mensch 
beim Lesen der Zeitung meinen, ein praxisbezoge- 
nes Lehrbuch vor sich zu haben. Die Artikel haben 
den Charakter von politischen Wahrheiten, es 
scheint nicht darum zu gehen bestimmte Dinge zu 
zeigen, oder gar eigene Inhalte in Frage zu stellen, 
sondern eine 
bestimmte Sichtweise zu untermauern. Der 
Acheron ist damit nicht unbedingt eine Zeitung der 
undogmatischen Linken. Dieses sehen wohl einige 
Menschen aus Thüringen ähnlich, so daß es vom 
“Machwerk” (ein thüringenweites Infoblatt), welches 
in den “Acheron” einfließen sollte, zumindestens 
eine weitere Ausgabe geben wird. 
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Neue Besetzerinnenzeitung erschienen 
Aus Bielefeld erscheint seit April der Besetzerinnen- 
reader herausgegeben vom Besetzerinnentag Bie- 
lefeld. Der Reader erscheint monatlich, und besteht 
vorwiegend aus zugesandten Beiträgen, welche die 
Leute in Bielefeld dann zusammenstellen, und her- 
ausgeben. Inhaltlich dreht es sich , wie der Titel 
des Readers schon sagt, um Besetzungen. Bestel- 
len kann mensch bei, Infoladen Anschlag, Heeper- 
str. 123, 33607 Bielefeld, für 6 DM , incl. Porto. 


Prozess gegen Antifa in Innsbruck 

Die Vorgeschichte: 

Am 22. Oktober 1994 versammelten sich im Inns- 
brucker Kongreßhaus neue und alte Rechte, Neo- 
nazis und Burschenschaftler Seite an Seite mit 
deutschnationalen Turnern und einem Schock von 
Flern (Stadler, Meischberger, Denz, Lugger, Dil- 
lersberger usw.) zum sogenannten “Gesamttiroler 
Freiheitskommers”. Anhand des Themas “Europa 
im Umbruch” sollte die italienische Provinz Alto 
Adige/Südtirol ihrer groß-deutschen Bestimmung 
wieder zugeführt werden: “Heimatschutz”, 
“Unrechtsgrenze am Brenner”, “Ein Tirol”, “Wir Tiro- 
ler - von Kufstein bis Salurn” usw.; oder kurz: 
Revanchismus, Revisionismus, Großdeutschland 
unter dem Deckmantel von “Selbstbestimmung” 
und “Recht auf Differenz”. 


Um den Tracht und Nadelstreif tragen- 


den Rechtsextremen entgegenzutreten, schlossen 
“sich engagierte Menschen zum “Aktionsbündnis 
gegen Rechtsextremismus” zusammen. Ziel war 
einerseits die Aufklärung bzw. die Schaffung einer 
möglichst breiten Gegenöffentlichkeit, andererseits 
sollte den Rechtsextremen und Deutsch-Nationalen 
unter keinen Umständen der öffentliche Raum - 
Straßen und Plätze - überlassen werden. Das “Akti- 
onsbündnis” rief deshalb für den 22. Oktober zum 
“Aktionstag gegen Rechtsextremismus” auf, an dem 
über 4500 Menschen teilnahmen. Allerdings gab 
und gibt es behördliche Vor- und Nachspiele; 
Anfeindungen und gezielte Falschinformationen sei- 
tens rechter Politikerinnen und bestimmter Medien 
waren von vornherein zu erwarten:.ORF-Tirol, Tirol- 
Kurier, Neue Kronenzeitung, tip ... setzten ihre Tra- 
dition fort. Höhepunkt der Kampagne waren und 
sind jedoch noch immer die Repressionen und Kri- 


minalisierung durch die Behörden, die sich wieder 
einmal als willfährige Interessensvertreter rechter 
Gruppen präsentieren. Zu leiden haben vor allem 
diejenigen von uns, deren Namen bekannt wur- 
den.... und dann: . 

Im Zusammenhang mit den Vorbereitun- 
gen zum Aktionstag wurde von den Veranstaltern 
des “Gesamttiroler Freiheitskommerses” Anzeige 
wegen “Aufforderung zu mit Strafe bedrohter Hand- 
lung” (Verhinderung einer Veranstaltung) gemäß. 
282, 285 StGB gegen den Inhaber des Postfaches 
erstattet, welches als Kontaktadresse auf dem 
Mobilisierungsplakat für den Aktionstag erschien. 
Diese Kriminalisierungsstrategie war erfolgreich: es 
folgte eine gerichtliche Anordnung zur Öffnung des 
Postfaches und zur Ausforschung dessen Inhabers. 

Im Rahmen der Vorerhebungen wurde er 
polizeilich einvernommen. Erst nach dem “Kom- 
mers” und den Gegenveranstaltungen kam das 
Gericht zu dem Schluß, daß die Anzeige mangels 
Strafwürdigkeit zurückzulegen sei. 

Damit hat das Gericht das seine dazu 
beigetragen, antifaschistische und antirassistische 
Aktivitäten zu kriminalisieren und von der in Oster- 
reich traditionsreichen rechten, politischen Gewalt 
abzulenken - wie so oft hat sich das Gericht der 
rechten Strategie bereitwillig angedient. Nachdem 
die strafrechtliche Verfolgung des Aktionsbündhnis- 
ses nicht den gewünschten Erfolg brachte, ent- 
schieden sich die treudeutschen Recken, den Zivil- 
rechtsweg zu beschreiten und brachten wegen 
“Kreditschädigung” eine Klage nach 1330 ABGB 
gegen den Inhaber des Postfaches ein. Das Klage- 
begehren stützt sich auf ein Flugblatt, in dem ein- 
zelnen veranstaltenden Verbänden des “Freiheits- 
kommerses” Wiederbetätigung vorgeworfen wird. 
Der Streitwert der Klage beträgt ÖS 200.000.-. Die 
Verfahrenskosten bis zur obersten Instanz können 
mit mindestens ÖS 100.000.- beziffert werden. Die 
Taktik der klagenden Partei, die im Freiheitlichen 
Korporationsring organisierte schlagende Akademi- 
sche Sängerschaft “Skalden” (Innsbruck, Defreg- 
gerstr. 32), ist offenkundig. Neben der finanziellen 
Schädigung der Trägerinnen des Widerstandes 
gegen den “Freiheitskommers” - und die diesen 
veranstaltenden Männerbünde - sollen im Zuge des 
Verfahrens vor allem die Mitglieder des Aktions- 
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bündnisses namhaft gemacht werden. 

Die “Aula” Nr. 23/1995 veröffentlichte 
bereits Name und Adresse eines Antifaschisten, der 
im Aktionsbündnis mitarbeitet. Diese Informationen 
könnten direkt aus Unterlagen der Sicherheits- 
behörde Innsbruck stammen. Es ist bereits Inhalt 
einer parlamentarischen Anfrage der Grünen, daß 
bzw. wie den Rechtsextremen der Zugang zu 
Unterlagen der Sicherheitsbehörden ermöglicht 
wurde. Aber der Wissenshunger der jungen und 
Alten Herren ist noch nicht gestillt: Sie wollen alle 
Namen der im Aktionsbündnis arbeitenden Leute - 
_ auch jene Namen, die selbsi die Sicherheitsbehör- 
den nicht kennen. 

Auch 50 Jahre nach der Befreiung von 
der Nazi-Diktatur werden Antifaschistinnen krimina- 
lisiert und den rechten Recken ausgeliefert: Prozes- 
se in Linz, Wien, Berlin, Mannheim usw. Sollte der 
Prozeß verloren gehen, brauchen wir viel Kohle. 
Deshalb suchen wir viele, viele Menschen, die 
bereit sind, eine “Solidaritäts-Ausfallshaftung” im 
Rahmen ihrer finanziellen Möglichkeiten zu über- 
nehmen. Um planen zu können, haben wir eine Art 
“Soli-Scheck” entworfen, den Ihr ausfüllen und uns 
zusenden könnt an das 
Aktionsbündnis gegen 
Postfach 327 
6010 Innsbruck 


Rechtsextremismus 


Verfahren gegen die Antifa(M) 

Über die Kriminalisierung der Göttinger Antifa(M), 
gegen die ein Ermittlungsverfahren wegen Verdacht 
des Bildung einer terroristischen Vereinigung läuft, 
hatten wir bereits in der Vergangenheit berichtet. 
Anlaß des Verfahrens war eine Demonstration im 
Oktober 1991 gegen das FAP-Schulungszentrum in 
Mackenrode, bei der im Verlaufe von Auseinander- 
setzungen mehrerer Faschos verletzt wurden. Wie 
aus einer Presseerklärung in der “Göttinger Druck- 
sache” hervorgeht, erhielten Ende März vier Män- 
ner und eine Frau, die neben der Antifa(M) und 
einem Buchladen verklagt worden waren, Anklage- 
schriften der örtlichen Staatsanwaltschaften. Die 
Anklagepunkte sind schwerer Landfriedensbruch, 
versuchte schwere Brandstiftung und versuchter 
Totschlag. Wie es in der Presserklärung heißt, hat 
für keinen der Faschos Lebensgefahr bestanden 
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und auch die übrigen Konstruktionen der Staatsan- 
waltschaft sind äußerst vage und zusammenge- 
sucht. “Schon im Vorfeld des Prozesses”, heißt es, 
“zeigt sich für uns, daß der Staatsanwaltschaft 
keine Konstruktion und keine Aussage von führen- 
den Neonazis zu dumm ist, um eine Verurteilung zu 
erreichen. Das Verfahren wird sich als die Farce 
entpuppen, die es von Anfang an war!” 


Suharto schickt Geheimdienstler nach Deutsch- 
land 

Etwas verspätet bringen wir nach dem Bericht über 
den Suharto-Besuch im letzten Heft eine Mitteilung 
der Menschenrechtsgruppe Watch Indonesia: 
Dringende Warnung an alle Organisationen, Einzel- 
personen und Pressevertreterinnen, die an Aktio- 
nen im Zusammenhang mit dem Suharto-Besuch 
zur Hannovermesse standen. 

Wie uns heute aus zuverlässiger Quelle bekannt 
wurde, hat Präsident Suharto eine Untersuchungs- 
kommission des indonesischen Geheimdienstes 
nach Europa entsandt, um die Hintergründe der 
Protestwelle auszuforschen, die ihm während sei- 
nes Staatsbesuches in Deutschland entgegen- 
schlug. Etwa ein Dutzend Geheimdienstler sind am 
Samstag mit einem Flugzeug der Garuda in 
Amsterdam gelandet. 

Besonderes Interesse des Geheimdien- 
stes dürften Informationen finden, die über die 
Organisationsstruktur des Aktionsbündnisses Auf- 
schluss geben, das für die Demonstrationen und 
Gegenveranstaltungen der letzten Woche verant- 
wortlich zeichnete. Es ist daher damit zu rechnen, 
daß die Geheimdienstleute in den nächsten Tagen 
oder Wochen versuchen werden, Kontakt zu ver- 
schiedenen Beteiligten aufzunehmen. 

Diese Informationen können 
genutzt werden, 

*) die Anklage gegen Gönawan Mohamad, Yeni 
Rosa Damayanti und Dr. Sri-Bintang Pamungkas 
zu erhärten, denen u.a. vorgeworfen wird, an der 
Organisation der Anti-Suharto-Demonstrationen 
beteiligt gewesen zu sein. 

*) weitere “Schuldige” aus den Reihen der an den 
Aktionen Beteiligten ausfindig zu machen. Mit har- 
ten Konsequenzen haben dabei insbesondere indo- 
nesische Staatsbürgerinnen zu rechnen. Deut- 
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schen, Niederländerinnen u.a. Angehörigen 
europäischer Staaten droht die Aufnahme in 
“schwarze Listen”, auf denen Personen verzeichnet 
sind, denen die Einreise nach Indonesien verwei- 
gert wird. 


*) bei möglichen zukünftigen Aktionen die beste- 


henden Kontakte und Netzwerke anzuzapfen, um 
Aktionen zu sabotieren oder einzelne Personen 
unter Druck zu setzen. 

Wir appellieren daher an alle Beteiligten, 
in nächster Zeit keinerlei Auskünfte an unbekannte 
oder zwielichtige Personen weiterzugeben, die 
geeignet sind, zu 0.g. Zwecken beizutragen. Insbe- 


sondere muß Auskunftsuchen- 
den deutlich gemacht werden, 
daß Namen, Adressen, Tele- 
fon-, Fax- und e-mail-Num- 
mern in Deutschland dem 
Datenschutz unterliegen, so 
daß es “uns -leider, leider - 
nicht möglich ist, Ihnen weiter- 
zuhelfen”. 

Bezüglich der Nach- 
frage nach Daten und Fakten 
muß auf öffentlich zugängli- 
ches Material (Pressemeldun- 
gen, Broschüren, Flugblätter 
etc.) verwiesen werden. Auch 
Informationen, die möglicher- 
weise zur Entlastung der 0.9. 
Angeklagten dienen, bilden 
dabei keine Ausnahme. Entla- 
stendes Material liefern wir 
ausschließlich auf Nachfrage der Angeklagten bzw. 
deren Anwälten, mit denen wir in direktem Kontakt 
stehen. Suhartos Spione erhalten nichts! 

‚Wir fordern alle Empfängerinnen dieses 
Schreibens um erhöhte Wachsamkeit auf und bitten 
darum, Kolleginnen, Bekannte usw. unverzüglich 
davon in Kenntnis zu setzen. 

In Indonesien und Ost-Timor besteht 
großer Bedarf an Untersuchungskommissionen, um 
Fällen von Menschenrechtsverletzungen, Korrupti- 
on u. dgl. mehr nachzugehen. In Deutschland 
haben Suhartos 
Kommissionen nichts verloren! 
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Leserinnenbrief in Bezug auf das Editorial im “tele- 
graph” 4/Ende April 95: 

Da saß ich letztens gemütlich auf einem kleinen 
Fleckchen dieser Erde und schlug - nichts Böses 
ahnend - den “telegraph” 4/95 auf. Was ich dann im 
Editorial eben dieser Zeitschrift lesen sollte, verschlug 
mir doch etwas die Sprache, machte mich traurig und 
wütend. Wenn eine Zeitung ihr Editorial ausschließlich 
auf gehörten Statements (in diesem Fall zum Autono- 
miekongreß) zusammenbastelt, dann sollten diese 
“Umfragen” doch vielleicht etwas breiter angelegt sein. 
(Und “taz” bzw. “ND” zur Unterstützung der Glaubwür- 
digkeit aufzuführen, ist doch eher lächerlich!) 


Ohne Zweifel kann mensch 'ne kritische 
Position zum Kongreß haben, aber dreiste Unwahrhei- 
ten unter die Leute zu bringen - zum Beispiel in Bezug 
auf die Veganismus-Diskussion - erinnert mich, so hart 
das auch klingen mag, eher an die Klatschpresse, die 
es in diesem Land massenhaft gibt, als an eine kri- 
tisch-solidarisch linke Monatszeitung! Die Redaktion 
scheint ihre Wahrheit gefunden zu haben, für meine 
Gedanken/ldeen/Erkenntnisse nicht offen zu sein. 
Unterschwellig kann mensch wieder mal heraus lesen, 
daß “die” Westlinke nur Scheiße macht, nur Fehlent- 
wicklungen durchlebt, bla-bla. 

Erstens kotzt mich die Verallgemeinerung 
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an, zweitens war es kein Kongreß, der ausschließlich 
westdeutschen Linken, drittens hängt mir der Ostpa- 
triotismus zum Halse heraus (sich also von “den” 
Westlinken überrumpeltes, gemartertes Opfer zu 
fühlen, aber fein mit dem Bewußtsein - auf Grund der 
Ostidentität - alles besser bzw. anders zu machen)! 
Das ist Spaltungs-/Abgrenzungspolitik und wirkt per- 
spektivisch gesehen mit Sicherheit nicht emanzipato- 
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Red: Wir hatten für diesmal von einem Mitglied der 
Vorbereitungsgruppe des Autonomiekongresses einen 
korrigierenden Artikel erbeten. Er hat “die Angelegen- 
heit dann aber doch nicht auf die Reihe gekriegt, auch 
ein Kumpel nicht, der das übernehmen wollte”. Es gibt 
gewisse Leute, von denen erwarten wir seit Weihnach- 
ten letzten Jahres fest versprochene Beiträge. Leider 
haben auch wir feste Zeiten für Redaktionsschluß, 


Druck und Auslieferung. 


Über das CL-Netz erreichte uns folgender Leser- 
brief: 
hallo wolfgang rüddenklau, 
zu deinem artikel “die westdeutsche linke und die dar- 
opposition” im letzten telegraph möchte ich einige fak- 
ten nachtragen bzw. korrigieren. 

insgesamt war dein artikel ja gar kein ver- 
such einer fehlerdiskussion, sondern vielmehr ein klei- 
ner abriß der ddr-oppositionsgeschichte. was für mich 
am ende solcher diskussionen übrigbleibt, ist das 
absolute unverständnis gegenüber dem selbstmitleid 
und der weinerlichkeit der westlinken. dabei haben sie 
doch alles erreicht: das politische klima in der alten 
bundesrepublik hat sich in zwanzig jahren unumstöß- 
lich in richtung links-liberal gewandelt, das ist auch 
nach der wiedervereinigung noch so. persönlich sitzen 
sie fast alle im establishment, von uwe wesel bis mar- 
lies dürkopp. warum trauern sie der ddr hinterher? 

nun aber: zu einigen recherche-fehlern. 
vera lengsfeld (früher wollenberger) ist nicht die einzi- 
ge bündnisgrüne ostdeutschlands im bundestag (sie 
kommt von den GRUNEN/Ost). auch der einzug über 
eine landesliste ist nichts ehrenrühriges oder unterge- 
ordnetes. das ist sogar der normalfall in allen parteien. 
immerhin war die thüringer basis so zerstritten, daß 
sie sich nicht einmal darum kümmern konnte, wer für 
sie in den bundestag einziehen soll, so daß vera 
lengsfeld auf platz 1 der liste landete. 

anders liegt es bei gerd poppe, der um den 
zweiten platz der landesliste berlin hart kämpfen 
mußte. es reichte für ein mandat. 

bei werner schulz war schon lange klar, 
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daß er dank seiner rührigen wahlkreisarbeit (der tele- 
graph berichtete) auf platz 1 der landesliste sachsen 
landen würde. die glühenden verfechter einer bündnis- 
grünen wiedervereinigung störten sich aber plötzlich 
an der übernahme des grünen frauenstatuts. fast wäre 
der assoziationsvertrag deshalb vom sächsischen lan- 
desverband gekippt worden. doch da fand sich eine 
konservative mehrheit im bündnis 90, die mit den 
sachsen die lex schulz ermöglichte. 

da die ersten listenplätze laut frauenstatut 
den frauen vorbehalten sind, wurde folgende ausnah- 
me beschlossen: mit mehrheitsbeschluß der frauen 
kann der erste platz auch an einen mann abgetreten 
werden. soll ich noch sagen, an wen? so sind also 3 
bündnisgrüne aus dem osten im bundestag. übrigens 
allesamt berliner. 

daß das Bündnis 90 eine aus dem Neuen 
Forum heraus entstandene partei ist, scheint mit eine 
unzulässige verkürzung zu sein. ich denke, du kennst 
die geschichte selbst besser. 
also, beste grüße aus dem berliner norden. 
ulf dahlmann 
W. Rüddenklau: Die Zeit nach der Wende habe ich 
zugegeben sehr locker und hauptsächlich aus dem 
Gedächtnis angefügt. Für die MdBs hatte ich zwar 
nachgeschaut, aber wohl doch nicht richtig. Die Art, 
wie Ulf Dahlmann den Begriff “Linksliberalismus” 
gebraucht, verstehe ich allerdings im Moment nicht. 

Leider hat es noch andere Recherchefehler 
gegeben. Thomas Klein (Berlin, Vereinigte Linke) kor- 
rigierte, daß durch den IM Becker nicht die GIM, son- 
dern das Sozialistische Osteuropakomitee unterwan- 
dert worden war. Die Beziehungen der Fechner-Klein- 
Brabant-Gruppe zur GIM seien von der Staatssicher- 
heit nie entdeckt worden. 

Offensichtlich außer Acht gelassen wurde 
von mir, wie Uwe Kulisch (Schmölln) einwendet, auch 
die ganz gegen die sonstige Strömung sehr intensiven 
Kontaktversuche von westlichen Anarchisten zu DDR- 
Gesinnungsgenossen. Ich habe diesen Komplex 
tatsächlich wenig behandelt und dazu auch keine 
anderen Aussagen gehört. 

Von anderer Seite wurde auch eingewen- 
det, daß im Punkt der Beziehungen zu den Grünen 
und der AL erwähnt werden müßte, daß die mit dem 
Berliner Ökologieseminar von 1986 beginnende Arbeit 
zu Atomkraft und Alternativen nicht ohne Literatur, 
Beratung und sonstiger Unterstützung von Grünen 
und AL möglich gewesen wäre. 


Betrifft: “telegraph” 3/95 - Scherben im Spiegelka- 
binett”: Der anti-antinaltionale Artikel “Scherben im 
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Spiegelkabinett” (telegraph 3/95) schließt in punkto lin- 
ker Geschichtsrevisionismus den Vogel ab. Zwei aut- 
hentische linksradikale Internationalistinnen beweinen 
die deutschen Opfer des alliierten Bombenkriegs. Sie 
erhöhen dabei die amtlichen Opferstatistiken Dres- 
dens mal eben um das Zehnfache (was sich heute 
nicht einmal die bürgerliche - bestimmt nicht antideut- 
sche - Presse jenseits des offenen Neofaschismus 
traut). 

Daß die Alliierten “sich nicht aus edler 
Menschenliebe gegen Hitler gewandt” haben, hat auch 
bei den Antideutschen nie jemand bezweifelt. Die 
Frage ist: Hat die Anti-Hitler-Koalition - meinetwegen 
aus falschen Gründen - das richtige getan? Selbst die 
Autorinnen geben zu, daß der Bombenkrieg nicht aus 
Sadismus geführt wurde, sondern weil die “militärische 
Niederlage Hitlerdeutschlands ... beschleunigt werden” 
sollte. Gerade dieses Ziel erscheint unseren Superre- 
volutionären besonders niederträchtig. Schließlich 
habe man die Nazis nur schnell besiegen wollen, um 
ein schon Gewehr bei Fuß stehendes deutsches Pro- 
letariat von der “Möglichkeit von Aufständen und prole- 
tarischen Erhebungen” gegen Faschismus und Kapita- 
lismus abzuhalten. 

Sicher: Weder die Westalliierten noch die 
Sowjetunion kämpften von Anfang an kompromißlos 
oder gar aus altruistischen Motiven gegen Deutsch- 
land und für dessen Opfer. Aber sie waren gegen eine 
Volksgemeinschaft, deren rassistische Vernichtungs- 
maschinerie bis zuletzt wie geschmiert lief und die - 
leider - keineswegs durch “proletarische Erhebungen” 
erschüttert wurde, eben die einzige Macht, die den 
Naziterror stoppen konnte. 

Besonders radikal dünken sich die Autorin- 
nen in ihrem Fazit: “Keine Beteiligung an einer 
Demonstration für einen sauberen Imperialismus. ... 
Zurückweisung auch jeder Art von Sozialchauvinismus 
und Burgfriedenspolitik.” Soweit ich weiß, steht das 
Wort “Burgfriedenspolitik” gerade für das Zusammen- 
gehen der deutschen Sozialdemokratie mit dem wilhel- 
minischen Staat gegen die “Entente-Imperialisten”. 
Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg vertraten dage- 
gen die Position, daß der Hauptfeind im eigenen Land 
stehe. “Rosha Rosenblüt und Nathan Blaireau” vertre- 
ten dagegen tendenziell dieselben Argumente, die der 
radikalisierte deutsche Geschichtsrevisionismus nach 
dem Zusammenbruch des Realsoziamus auch gegen 
die einstigen Bündnispartner vorbringt. 
R.R. 


Nochmal zu “Scherben ... “ (telegraph 3/95): Dan- 
kenswerter Weise ging uns der obige Leserbrief zu 


unserem Beitrag im “telegraph” 3/95 rechtzeitig zu, so 
daß wir die Gelegenheit zur Stellungnahme gern noch 
vor Redaktionsschluß beim Schopfe packen wollen. 

Was die Zahlen der Opfer des alliierten 
Luftangriffs in Dresden angeht, so sind sie tatsächlich 
umstritten und vielfach zu Propagandazwecken von 
allen Seiten herauf- bzw. heruntergeschummelt wor- 
den. Wir haben uns an eine Angabe im Nüttelfeld 
gehalten, deren Quelle in unserem Artikel auch nach- 
gewiesen war. Und wenn es zehnmal weniger Tote 
waren - das ändert nichts daran, daß es zivile Opfer _ 
waren und daß es im Kalkül der Alliierten lag, genau 
sie zu treffen. 

Die Debatte um den 8. Mai betrifft vor 
allem den Irrtum, den die “antideutsche Linke” mit den 
Repräsentanten der Demokratie teilt - nämlich, daß 
die bürgerliche Demokratie etwas wesentlich Besse- 
res, vor allem Humaneres sei als der Faschismus. 
Daß dies nicht so ist, sondern daß sämtlichen Demo- 
kratien der Faschismus scheißegal gewesen wäre, 
wenn er sich nicht angeschickt hätte, sich über ganz 
Europa zu verbreiten, sollte unser Artikel zeigen. Die 
Anti-Hitler-Koalition hat die Aufgabe erfüllt, die sie sich 
gestellt hatte. Ob sie damit das Richtige oder das 
Falsche getan hat, das kommt auf den Standpunkt an. 
Nach unserer Ansicht hätte es damals eine andere 
Aufgabe für die Akteure des Krieges, die Soldaten auf 
allen Seiten gegeben. Was wir als “Burgfriedenspolitik” 
bezeichnen ist genau das, was auch Karl Liebknecht 
und Rosa Luxemburg meinten - nämlich: Partei zu 
ergreifen in einem Krieg, der nur Imperialisten angeht, 
nur ihnen nützt und den deshalb niemand und schon 
gar kein Proletarier für sie ausfechten soll. Daß das 
auch für den Zweiten Weltkrieg gilt, geht dem größten 
Teil der Linken deshalb nicht in den Kopf, weil sie die 
Sowjetunion des Jahres 1941 immer noch nicht als 
das sehen will, was sie längst war: ein imperialisti- 
sches Land wie seine Kriegsgegner auch. Das ist 
weder neu noch besonders originell, denn es gab 
auch damals schon genügend Leute, die das so gese- 
hen haben: Ruth Fischer, Karl Korsch, Anton Panne- 
koek, Amadeo Bordiga und andere .Dissidenten des 
offiziellen (d.h. moskautreuen) Kommunismus. 
Zugegeben - das (Welt-)Proletariat hat den Faschis- 
mus nicht besiegt. Aber das Kriegsende hat dem Ost- 
block ein System beschert, welches in seinem Mangel 
an persönlicher Freiheit (der seine Ursache vor allem 
in der schlechten Marktposition dieser Länder hatte) 
dem Nazi-System kaum nachgestanden hat und der 
Westen ist mit einem Kapitalismus der Spitzenklasse 
beglückt worden, der auch dem kleinsten Zipfel leben- 
digen Lebens einen Marktwert beimißt und das mit 
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allen Konsequenzen. Was wir klarmachen wollten ist, 
daß all das keine Alternativen sind, zwischen denen 
das Proletariat irgendwie wählen könnte, weil diese 
Frage ganz woanders entschieden wird und das Prole- 
tariat, wie das übrige ‘Volk” jeweils nur Manövriermas- 
‚se im Weltmonopoly ist. Von Proletariat reden wir in 
diesem Zusammenhang überhaupt nur, weil es unse- 
rer Ansicht nach als einzige Masse kraft ihrer Stellung 
zu den Produktionsmitteln die Potenz in sich trägt, die- 
sen Zustand zu ändern.) 
Wir sind selbstverständlich jederzeit gern bereit, die- 
ses Thema öffentlich zu diskutieren. 

Rosha Rosenblüt, Nathan Blaireau 


Red: Positionen wie die, daß "bürgerliche Demokratie 
nichts wesentlich Besseres, vor allem Humaneres sei 
als der Faschismus’ sei oder daß ‘der Ostblock dem 
Nazi-System kaum nachgestanden hat‘, können wir 
nicht teilen. Wenn zwei unterschiedliche Systeme ver- 
glichen werden, sollte man sich um mehr Differenzie- 
rung bemühen und übrigens auch sorgfältig Ähnlich- 
keiten mit der einschlägigen Agitation der Konservati- 
ven vermeiden. 


Entgegnung auf den Artikel “Gipfelstürmer verei- 
nigt euch! Einige Anmerkungen zum großen Gipfel 
in Berlin” von Ekki Forberg im telegraph 4/95 von 
Ende April: | 

Da beschäftigt sich jemand mit einem wirklich interes- 
santen Thema, nämlich der Rolle von Nichtregierungs- 
organisationen (NRO oder NGOs) bei internationalen 
Konferenzen - und tut das dann auf eine unerträglich 
dilettantische Art und Weise. 

Ich will im Folgenden keinen Debattenbeitrag zum 0.9. 
Thema liefern, sondern ein paar Anmerkungen 
machen und einige Dinge ansprechen, die in der 
Mischung aus Halbwahrheiten, Fehlinformationen und 
Polemik untergegangen sind (der Reihe nach, wie sie 
im Text erscheinen). 

- Indem Ekki Forberg die These vertritt, bereits vor der 
Konferenz wäre klar gewesen, welcher “Riesenflopp” 
der Klimagipfel werden würde, geht er genau der Stra- 
tegie der Bundesregierung auf den Leim, nämlich die 
Erwartungen im Vorfeld dermaßen herunterzureden, 
daß alle Welt schon im Vorfeld resigniert und gar nicht 
erst auf die Idee kommt, konkrete Forderungen an die 
Regierung oder die Konferenz zu stellen (der Hinweis 
auf die notwendigen 80 Unterschriften ist O-Ton Ange- 
la Merkel!). | 

- Der Zutritt zum ICC stand allen NGO-Leuten offen, 
die sich im Vorfeld bei der UN akkreditiert hatten 
(Fälle von Ablehnung sind nicht vorgekommen!). Für 
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Journalisten war die Akkreditierung auch während des 
Gipfels noch möglich; warum ist also Ekki nicht mal 
selbst dort gewesen, um sich ein Bild von dem 
Geschehen zu machen, anstatt alle möglichen unge- 
nannten Quellen (“hörte man munkeln”) für seinen Bei- 
trag zu nutzen? (Nebenbei bemerkt: Delegierte hatten 
rote Plastikkarten, alle NGOs grüne, Journalisten brau- 
ne). 

- Natürlich ist die Verhandlungsdiplomatie zunächst 
schwierig zu durchschauen und mensch braucht eine 
Weile, um festzustellen, hinter welchen Formulierun- 
gen sich welche politischen Positionen verbergen. 
Dies aber verständlich zu machen, war und ist eine 
der Aufgaben von NGOs, die internationale Konferen- 
zen begleiten. Und genau deshalb gab es während 
des Gipfels täglich um 19.00 im Klimaforum eine 
“Zusammenfassung vom Tage” mit genügend Gele- 
genheit zu Nachfragen. 

- Was die Forderung nach einem Gegenpgipfel angeht, 
so gab es dazu vor circa einem Jahr mehrere Debat- 
ten zwischen nationalen und internationalen NGOs. 
Wogegen hätte mensch denn gipfeln sollen - gegen 
Klimaänderungen? gegen die U.N.? gegen Kohl, das 
Kapital und alles was sonst noch schlecht ist auf der 
Welt? Das war eben keine Tagung von IWF, Weltbank 
oder G-7. Hingegen gibt es ein fundamentales Interes- 
se, daß globale Verhandlungen zur Begrenzung des 
Treibhausgasausstoßes geführt werden. Das ist die 
Grundbedingung, um überhaupt zu konkreten Redukti- 
ons-Verpflichtungen kommen zu können. 

- Völlige Unkenntnis der Klimadiskussion erweist Ecki, 
wenn er behauptet es hätte keine “Koordinierung eige- 
ner Konzepte oder die Verabschiedung von Forde- 
rungskatalogen” gegeben. Auf internationaler Ebene 
koordiniert seit etwa 1990 CAN (Climate Action Net- 
work) die Aktivitäten, Strategien und Forderungen der 
NGOs. Dazu gibt's mehrere papers, Veröffentlichun- 
gen, gemeinsame Forderungen, Abstimmungskonfe- 
renzen etc. Einen Tag vor dem Klimagipfel fand von 
CAN organisiert eine große NGO-Konferenz im Berli- 
ner Abgeordnetenhaus statt, wo sämtliche Forderun- 
gen noch einmal präsentiert wurden. 

Die deutschen NGOs, die zum Thema 
arbeiten, treffen sich seit Jahr und Tag in der AG 
Klima des bundesweiten Forum Umwelt & Entwick- 
lung, wo auch ein gemeinsamer 10-Punkte-Forde- 
rungskatalog erarbeitet wurde, bereits im letzten Jahr. 
Ebenfalls organisiert vom Forum Umwelt & Entwick- 
lung fand in Bonn im Dezember letzten Jahres eine 
nationale NGO-Vorbereitungskonferenz statt, wo u.a. 
detailliertere Forderungspapiere zu Problembereichen 
wie Klima und Verkehr, Klima und Landwirtschaft erar- 
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beitet wurden. In Berlin traf sich seit Anfang 1994 
regelmäßig das Netzwerk Klimagipfel, Zusammen- 
schluß aller engagierten NGOs in Berlin-Brandenburg, 
die zum Gipfel einen gemeinsamen Forderungskatalog 
und diverse Aktionen vorbereitet haben. Zentrale 
Anlaufstelle für alle drei Ebenen war in Berlin das KLI- 
MAFORUM in der Behrenstraße in Berlin-Mitte, wo 
jederzeit Informationen abrufbar waren. Sage keiner, 
er habe von nichts wissen können. 
- “Natürlich” haben NGOs bei UN-Konferenzen “nur” 
Beobacherstatus. Wäre es vielleicht sinnvoll, als 
schwächster Verhandlungspartner in der Runde dann 
für sämtliche Ergebnisse mit verantwortlich zu sein? 
Gerade das offizielle Nicht-Eingebundensein in den 
Verhandlungsprozeß ermöglicht es den NGOs, Lobby- 
arbeit zu machen und überhaupt Einfluß auf die Ver- 
handlungen zu nehmen - aber, wie gesagt, um das 
beurteilen zu können, hätte man wohl schon mal rein- 
geschaut haben müssen. ’ 
- Daß die U.N. das Wort “Nichtregierungsorganisatio- 
nen” wörtlich nehmen und dementsprechend auch 
Gewerkschaften, Unternehmerverbände, Uhniversitä- 
ten, Kirchen usw. als NGO einstufen, ist richtig. Worin 
Ekki da allerdings eine “Annäherung” von Umweltorga- 
nisationen an die Wirtschaft zu sehen vermag, bleibt 
leider im Dunkeln. Auch fehlt jeglicher Beleg dafür, 
daß Positionen von Umweltgruppen und Regierungs- 
positionen zum Schluß (warum nur dann?) gelegent- 
lich nicht mehr auseinanderzuhalten waren. Und selbst 
wenn, besagt das zunächst überhaupt nichts: Die For- 
derungen der 35 kleinen Inselstaaten beispielsweise 
sind fast deckungsgleich mit den NGO-Forderungen. 
Was aber ist damit erklärt? Es ist offensichtlich einiges 
- komplizierter gelagert, als es sich Ekki Forberg vorzu- 
stellen vermag. i 
- Das “Beklatschen” der Kanzlerrede hat auch inner- 
halb der NGOs im ICC heftige Diskussionen aus- 
gelöst. Wichtig ist hier, die Funktion der Rede zu 
sehen: Es war eben keine innenpolitische Rede des 
Kanzlers im Bundestag (als solche wäre sie nicht posi- 
tiv zu bewerten gewesen), sondern eine internationale 
Rede, die als solche an einem gewissen Moment der 
Konferenz eine Bedeutung gehabt hat (und dies wurde 
von etlichen NGO-Leuten positiv hervorgehoben). Läßt 
sich an diesem Punkt aber streiten, so sind die “wah- 
ren Beifallsstürme” für Angela Merkel pure Erfindung 
des Autors - oder seines “Informanten”. 
- Daß sich “just die US-amerikanische Delegation als 
Hardliner herausstellte”, war vielleicht für Ekki eine 
Überraschung, die NGOs im ICC jedenfalls hätten 
alles andere als Überraschung empfunden. Es sei 
daran erinnert, daß die Konvention selbst bereits in 


Rio 1992 unter massivstem Druck der US-Amerikaner 
verwässert worden ist. - Für die These, die Umwelt- 
gruppen hätten sich von den Regierungsdelegationen 
vereinnahmen lassen, fehlt dann wieder jeglicher 
Beleg oder auch nur Anhaltspunkt. Das ist ein weite- 
res Mal ziemlich unseriöser Journalismus. 
- Mit der abschließenden rhetorischen Frage ("ob 
allein diese Strategie ausreichen wird...”) begibt sich 
Ekki dann vollends auf die Ebene der platten Polemik 
- was den Schluß nahelegt, daß es ihm letztlich auch 
um gar nichts anderes gegangen ist. Eine auch nur 
halbwegs ernsthafte Aufarbeitung von Rolle und Ein- 
fluß der NGOs beim Berliner Kiimagipfel wurde jeden- 
falls nicht versucht. Die Frage bleibt, mit welchem 
Interesse der telegraph derartiges abdruckt? 
Dirk Hoffmann, Berlin, den 17.5.95 

(D.H. ist Mitarbeiter der Grünen Liga und hat von Juni 
94 - April |95 im KLIMAFORUM gearbeitet und dort 
den gesamten Vorbereitungsprozeß des Klimagipfels 
begleitet) 


Red: Der “telegraph” druckte den Text deshalb ab, 
weil wir unseren Leserinnen nach den zahlreichen 
Berichten in Tageszeitungen und Zeitschriften den 
Kommentar eines Beobachters anbieten wollten. Da 
unter anderem Dirk Hoffmann sich zu solchen Aufga- 
ben nach des Kongresses Mühe und Last zu schade 
war, haben wir Ekki gefragt, der immerhin sämtliche 
Berichte verfolgt und mit einer Reihe von Kongreßteil- 


-nehmern geredet hat. Wir haben auch nach den Aus- 


führungen Dirk Hoffmanns keinen Zweifel, daß Eckis 
Auffassungen adäquat und möglich sind. Vielmehr fin- 
den wir die Art suspekt, wie D.H. auf hohem Roß 
daherreitet, andere Auffassungen als die seinen von 
vornherein für unmöglich und falsch erklärt, sich daher 
zu jeder Beleidigung berechtigt fühlt. Das ist schlicht 
und einfach mieser Stil. 
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mu telegraph-Abonnement 
Ich bestelle den telegraph im Abonnement 
ab: für 

___ 1 Jahr (45,- DM) 

_ 1/2 Jahr (23,- DM)’ 

Das Abonnement verlängert sich automatisch, sofern es An is 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ablauf des alten Abos 
gekündigt wird. Der Auftrag kann innerhalb von 10 
Tagen widerrufen werden. 

_ auf Probe (2 Hefte für 6,- DM) 

Das Probeabo verlängert sich nicht automatisch! 
Probeabo nur gegen Vorkasse (bar oder Briefmarken!) 


se 


L 


Redaktion telegraph 


Schliemannstr. 22 
10437 Berlin 


Datum/Unterschrift 


Name: 
Str./Nr.: 
Orl/PLZ: 
Zahlungsweise: ___ Rechnung __ 
Scheck 


Ei telegraph - das Geschenk 

Ich verschenke den telegraph als Abo für 

1 Jahr (45,- DM) an: 

Name: 

Str./Nr.: 

Or/PLZ 

Das Geschenkabo verlängert sich nicht automatisch! 


Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen 
werden. 


___ per Abbuchung __ 
Bar 


Konto-Nr. | Bankleitzahl 


Datum/Unterschrift 


Name der Bank/Ort 


Hinweise zur Abokarte: 


Im grau markierten Feld bitte ankreuzen, ob Ihr den "telegraph" verschenken wollt 

oder selbst abonniert und das zugehörige Feld ausfüllen. Dann rechts das Feld zur 

Zahlungsweise ausfüllen. Nur wenn ein Einzug des Geldes vom Konto (Abbuchung) 

gewunscht ist, bitte die Angaben zu Kontonummer, Bankleitzahl etc. machen und vor 

= Abschicken nochmal überprüfen sowie mit der zweiten Unterschrift bestätigen. 
risten: I 

Das Abo (nicht Geschenk- oder Probeabo) verlängert sich automatisch, wenn nicht 

Spätestens 6 Wochen vor Ablauf des alten Abos die Kündigung erfolgte. Den Aboauf- 

trag könnt Ihr bis zehn Tage nach Abschicken (Poststempel) widerrufen. 

Probeabo: Ä | 

Wer den "telegraph" noch nicht kennt, kann sich über das Probeabo informieren (nur 

gegen Vorkasse Bar oder Scheck) 

Geschenkabo: 

Wenn Euch jemand lieb ist, schenkt ihr/ihm doch einfach ein "telegraph"-Abo! 

Förderabo: 

Menschen, die meinen, daß sie so viel Geld verdienen, daß sie eine Zeitschrift wie den 

"telegraph" unterstützen wollen, können das mit einem Förderabo für mindestens 70,- 

DM im Jahr tun. Die Fristen sind die gleichen wie beim normalen Abo. Wirtschaftlich 

geht es dem "telegraph" nicht besonders gut. 

Auslandsabo: 

Wegen des erheblich höheren Portos kostet ein Auslandsabo im Jahr 60,- DM. Lese- 

rInnen in Osteuropa erhalten allerdings wegen des Verfalls der dortigen Währungen 

auf Wunsch den "telegraph" wesentlich verbilligt. 
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